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Executive Summary 

Ein Literaturreview zeigt, dass volkswirtschaftliche Effekte von Universitäten in unterschiedlichen Dimen-
sionen immer wieder im Fokus empirischer Arbeiten stehen. Dabei werden vor allem Grundfragen adres-
siert. 

Angesichts knapper werdender Haushaltbudgets und auch zunehmend komplexer werdender Rahmenbe-
dingungen ist es Ziel der Studie, die Wirkungen von öffentlich finanzierten Universitäten und im Speziellen 
die Wirkungen von Forschung und Lehre an den Universitäten auf Innovation, Humankapitalbildung und 
Wachstum zu quantifizieren. Es ist dies eine Analyse, die erstmalig mittels Einsatzes eines eigens an der 
Universität St. Gallen, für die Studie entwickelten DSGE-Modells durchgeführt wird. Es ist eine Basis-Ana-
lyse, die für jedes innovationsführende Land durchgeführt werden kann. 

Für die Modellierung dieser Effekte wurden idealisierte Annahmen getroffen, um die Wechselwirkung 
zwischen Universitäten und Wirtschaft abbilden zu können. Eine wesentliche Annahme ist, dass Universi-
täten im Sinne der Ressourcenallokation optimale Entscheidungen treffen.  

Forschung und Lehre machen die Universitäten zu einem kritischen Faktor für Wachstum durch 
Innovation und Bildung. Die Ergebnisse der Grundlagenforschung sind als ein öffentliches Gut model-
liert, das von allen frei genutzt werden kann. Der Fundus an Ideen und der in der Forschung geschaffene 
Wissensbestand unterstützen die private Innovation. Die angewandte Forschung ist konkret und stiftet 
spezifischen Nutzen für die Kommerzialisierung. Dafür gibt es eine Zahlungsbereitschaft der Unterneh-
men. Mit diesen privaten Drittmitteln können die Universitäten die staatliche Basisfinanzierung ergänzen. 
Die Lehre schließlich bedient den Bedarf nach hochqualifizierter Arbeit. Technologieintensive Branchen 
und die privaten F&E-Aktivitäten sind besonders stark auf hochqualifiziertes Personal angewiesen.  

Ein zentrales Ergebnis ist, dass Mehrausgaben für die Universitäten von einem halben Prozent-
punkt des BIPs im Laufe der Zeit BIP-Zuwächse von 0,8 % bis 1,1 % auslösen. 

Auf operativer Ebene zeigt sich, dass in Europa unterschiedliche Universitätsfinanzierungsmodelle zum 
Einsatz kommen, diese auch weiterentwickelt werden, um die Performance der öffentlich finanzierten 
Universitäten zu erhöhen und damit einhergehend, die Effizienz und Effektivität des öffentlichen Mitte-
leinsatzes zu erhöhen. 

In der Bandbreite von unterschiedlichen Modellen ist auch Österreichs Universitätsfinanzierungsmodell, 
welches nach internationalem Vorbild samt Performance-Indikatorenkomponente entwickelt und einge-
führt wurde, zu verorten. 

Neben der zunehmenden Zielorientierung um Performance zeigt sich aber auch, dass Österreichs Univer-
sitätsbudget über die Jahre stets angestiegen, im internationalen Vergleich gar merklich gewachsen ist. 
Österreich hat damit eine wesentliche Grundlage geschaffen, um im Standortwettbewerb um Köpfe und 
Ressourcen durch Bildung, Forschung und Innovation mithalten zu können. 

Langfristig gilt es, durch den öffentlichen Mitteleinsatz einen volkswirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Nutzen zu erzielen. Die vorliegende Studie zeigt hierzu unterschiedliche Erkenntnisse und Perspektiven 
auf und widmet sich dabei vor allem grundsätzlichen Entwicklungen und Fragen. 
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1. Motivation 

Die Universitäten spielen eine zentrale Rolle für die Innovationsfähigkeit und damit einhergehend für 
den Wohlstand eines Landes. Seit jeher gelten Österreichs Universitäten als wichtige Träger der 
Grundlagenforschung, nicht zuletzt, weil in Österreich zahlreiche außeruniversitäre Akteure sich der 
angewandten Forschung widmen. In den vergangenen Jahren werden auch die öffentlichen Universi-
täten immer mehr angehalten, sich im Wissens- und Technologietransfer, in der Valorisierung und 
Nutzbarmachung von akademischem Wissen und Forschungsergebnissen für Wirtschaft und Gesell-
schaft (mitunter im Rahmen der Third Mission) zu engagieren und damit aktiver im Bereich der ange-
wandten Forschung tätig zu sein. Zahlreiche Wissenschaft-Wirtschaftskooperationsprogramme unter-
stützen diesen Weg, auch wurde in den vergangenen Jahren dieser Aspekt zu einem wichtigen Krite-
rium in den Leistungsvereinbarungen. 

Die immer wieder aufflammende Diskussion um das im internationalen Vergleich in Österreich nicht 
stimmige Input-Output-Verhältnis , sowie veränderte Rahmenbedingungen, gesellschaftliche Heraus-
forderungen, unvorhersehbare Krisen und das Bestreben nach mehr Resilienz haben die Universitäten 
in jüngster Zeit zu noch wichtigeren Playern im Wissenschafts- und Wirtschaftssystem werden lassen. 
So ist es gerade die Europäische Kommission, die mit Initiativen wie den European Universities in öf-
fentlich finanzierten Universitäten jene Akteure sieht, die Exzellenz in der Forschung, moderne (im 
Sinne individualisierter, interdisziplinärer) Lehr- und Lernformate, Kollaboration im Sinne von Co-
Creation, die verstärkte Nutzbarmachung von F&E, gesellschaftliche Anliegen durch Inklusion, die 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit in den Regionen wie auch den gesellschaftlichen Mehrwert durch 
eine bessere Diffusion und Kommunikation vereinen. Hinzu kommt die Erwartung, als wissenschaft-
lich führende, im interdisziplinären und transsektoralen Kontext agierende Institutionen – dass Uni-
versitäten agil und bedarfsorientiert, innovative Lösungen zur Unterstützung der digitalen und grünen 
Transformation leisten. 

Die Rolle der Universitäten ist damit immens komplex geworden, was nicht zuletzt den vielfältigen 
Anforderungen geschuldet ist. Tatsächlich ist im dargelegten Kontext generiertes Wissen auch ein öf-
fentliches Gut und damit auf adäquate Finanzierung angewiesen. Die öffentliche Finanzierung nimmt 
damit eine wesentliche Rolle im Funktionieren von Universitäts- und in der Folge von Wissenschafts- 
und Wirtschaftssystemen ein. Österreichs Wissenschafts- und Hochschulpolitik zeigt seit Jahren Be-
strebungen, die Weiterentwicklung der Universitäten effektiv zu unterstützen. So wurde nach interna-
tionalem Vorbild und um mehr Planungssicherheit zu schaffen, ein neues Universitätsfinanzierungs-
modell eingeführt und das Universitätsbudget für die Periode 2022-2024 um 12 % im Vergleich zur 
Vorperiode auf 12,3 Mrd. € erhöht. In den jüngsten Budgetverhandlungen wurde den österreichischen 
Universitäten eine weitere Budgeterhöhung zugesichert. Den österreichischen Universitäten werden 
in der nächsten LV-Periode 2025-2027 damit insgesamt 16 Mrd. € zur Verfügung gestellt. 

All diese Entwicklungen sind schließlich Anlass, um sich Fragen zu volkswirtschaftlichen Effekten von 
Universitäten zu stellen und sich dabei auch grundlegenden Fragen zu Wechselwirkungen zwischen 
Bildung, Innovation und Wachstum zu widmen. Darüber hinaus ist es von Interesse, einen Überblick 
zu aktuellen Entwicklungen in der Universitätsfinanzierung in Europa zu gewinnen und einen Blick 
auf ausgewählte Innovation-Leader-Länder zu werfen. Schließlich soll auch ein gesamtheitliches, aktu-
elles Bild der Universitätsfinanzierung in Österreich mit Fokus auf die Finanzierung auf Forschung ge-
zeichnet werden. 

Die vorliegende Studie gliedert sich damit in vier Teile: 

• Kapitel 2, welches einen Überblick zum Stand der akademischen Forschung zu Wirkungen 
von Universitäten aus volkswirtschaftlicher Sicht wiedergibt. 

• Kapitel 3, welches sich mittels Einsatzes eines eigens entwickelten DSGE-Modells der Frage 
widmet: Welchen Einfluss haben Universitäten auf Wachstum? 

• Kapitel 4, welches aktuelle Entwicklungen in der Universitätsfinanzierung in Europa aufzeigt, 
im Speziellen auf die Universitätsfinanzierungsmodelle in ausgewählten Innovation-Leader-
Ländern eingeht. 

• Kapitel 5, welches einen aktuellen Überblick zur Universitätsfinanzierung mit Fokus auf For-
schung in Österreich gibt. 
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2. Stand der akademischen Forschung zu Wirkungen von Universitäten 

Im folgenden Kapitel wird eine Reihe von ökonomischen Studien herangezogen, um die unterschiedli-
chen Wirkungsdimensionen von Universitäten aufzuzeigen. Die Bandbreite und Verschiedenheit von 
empirischen Evidenzen sind ein Indiz für die Komplexität der Materie. Die ökonomische Perspektive 
steht dabei im Vordergrund. 

2.1 Outcome und Wirkung von Grundlagen- und angewandter Forschung 

Die Anzahl und die Qualität von Veröffentlichungen und Zitierungen stellen ein gängiges Bewertungs-
kriterium für die Ergebnisse universitärer Grundlagenforschung dar, für die Analyse angewandter For-
schung werden u.a. Patentanmeldungen herangezogen. Blickt man in die empirische Literatur, so be-
steht eine übliche Herausforderung bei den statistischen Schätzungen darin, mögliche Endogenitäts-
probleme zu bewältigen. Immerhin können diese Probleme die Ursache dafür sein, dass die Studien-
ergebnisse bezüglich der Auswirkungen finanzieller Ressourcen auf die Wissensproduktion teils er-
heblich variieren. Darüber hinaus zeigen sich erhebliche Unterschiede in den empirischen Befunden 
je nach Land, untersuchtem universitären Forschungsbereich und Analysezeitraum. So finden bei-
spielsweise Adams und Griliches (1998) und Jacob und Lefgren (2011) nur begrenzte Belege dafür, 
dass die Forschungsförderung positive Auswirkungen auf die Wissensproduktion hat, während Gurmu 
et al. (2010) zu deutlich positiveren Ergebnissen kommen. Folglich haben jüngere Beiträge wie Ta-
bakovic und Wollmann (2019) einen Instrumentalvariablenansatz verwendet oder exogene Variatio-
nen genutzt, um kausale Effekte identifizieren zu können. 

Blickt man etwas zurück, so untersuchte eine einflussreiche Arbeit von Adams und Griliches (1998) 
den Zusammenhang zwischen F&E-Ausgaben und Forschungsleistungen an US-Universitäten. Die öko-
nometrische Analyse zeigt dabei eine durchschnittliche Elastizität von 0,60 für akademische Beiträge 
und 0,73 für Zitierungen. Das bedeutet, dass ein Anstieg der universitären F&E-Ausgaben um 10 % zu 
einem Anstieg der publizierten Artikel um 6,0 % führt, wie auch zu einem Anstieg um 7,3 % bei aka-
demischen Zitierungen. Bemerkenswert ist, dass die Elastizitätswerte je nach Fachbereich stark vari-
ieren: Landwirtschaft weist die höchsten Werte auf (0,90 für Artikel, 0,93 für Zitierungen), während 
Mathematik die niedrigsten zeigt (0,38 für Artikel, 0,53 für Zitierungen). Einschränkend weisen die 
Autorinnen und Autoren jedoch darauf hin, dass sie mit Datenproblemen konfrontiert waren. Bei-
spielsweise wechseln Doktorandinnen und Doktoranden und höheres akademisches Personal häufig 
ihre Institutionen, was eine Zuweisung von akademischen Papieren zu Universitäten erschwert. 

Eine ähnliche Studie von Payne und Siow (2003) zeigt, dass zusätzliche Fördermittel in der Höhe von 
1 Mio. US-$ zu etwa 11 wissenschaftlichen Publikationen führen. Außerdem erhöhen sich die insge-
samt ausgezahlten Fakultätsgehälter um 353.000 US-$. Um mögliche Endogenitätsprobleme in der 
empirischen Analyse zu vermeiden, wurde in dieser Studie ein Instrumentalvariablenansatz verwen-
det. Tatsächlich sind die Ergebnisse zu angewandten Forschungsaktivitäten etwas gemischter. Eine 
Spezifikation legt dar, dass eine zusätzliche Forschungsförderung von 3 Mio. US-§ zu zwei zusätzlichen 
Patenten führt. 

Auch Jacob und Lefgren (2011) untersuchten die Auswirkungen eines Zuschusses der National Insti-
tutes of Health (NIH) auf spätere Veröffentlichungen und Zitierungen. Die Studie verwendete Daten 
von allen gestellten Anträgen für die Standard NIH Forschungsförderung zwischen 1980 und 2000 in 
einem IV-Framework. Die Autorinnen und Autoren stellten dabei fest, dass eine NIH-Förderung nur 
einen begrenzten Einfluss auf die wissenschaftliche Produktivität hat. Der Erhalt einer NIH-For-
schungsförderung im Wert von etwa 1,7 Mio. US-$ führt in den nächsten fünf Jahren nur zu einer zu-
sätzlichen Veröffentlichung, was einer Steigerung von etwa 7 % entspricht. Die Studie fand jedoch Un-
terstützung für das „Matthäus-Prinzip“, das besagt, dass Erfolg zu weiterem Erfolg führt. Demnach ist 
der Erhalt einer NIH-Förderung mit zusätzlichen NIH-Fördergeldern in der Höhe von 227.000 US-$ in 
den nächsten fünf Jahren und 648.000 US-$ in sechs bis zehn Jahren – zusätzlich zur ursprünglichen 
Fördersumme – verbunden. 

Demgegenüber zeigt eine aktuellere Studie von Tabakovic und Wollmann (2019), dass eine Erhöhung 
der Forschungsausgaben um 10 % zu einem Anstieg der Veröffentlichungen um 2,8 %, der Patentan-
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2.3 Die Reaktion von Universitätseinschreibungen auf Veränderungen in der Ein-
kommensungleichheit 

Die Entscheidung für oder gegen ein Hochschulstudium hängt auch von dem zusätzlichen Lohnzuge-
winn ab, den Absolventinnen und Absolventen erzielen können – es ist dies die sogenannte Hochschul-
lohnprämie (College Wage Premium). Diese ist insbesondere in den 1980er Jahren rapide angestiegen 
und wurde schon damals empirisch untersucht. Eine frühe Studie von Freeman (1975) zeigt beispiels-
weise für die USA, dass eine Erhöhung von 1 % der durchschnittlichen Absolventinnen- und Absolven-
tengehälter mit einem Anstieg von 2,03 % bei dem Anteil 18-19-jähriger Amerikanerinnen und Ame-
rikaner zusammenhängt, der an das College geht. 

Im Allgemeinen reagieren Einschreibungsquoten stärker auf Einkommensanreize als auf Preise. Dabei 
werden Preise entweder als entgangene Löhne mit einem niedrigeren Abschluss oder anhand von Stu-
diengebühren gemessen. Für entgangene Löhne fanden Duchesne und Nonneman (1998) eine Elasti-
zität für die Immatrikulationsrate von -0,42 im Vergleich zu einer Einkommenselastizität von 0,842. 
Studiengebühren oder ähnliches fallen also insgesamt weniger stark ins Gewicht als die Aussicht auf 
das spätere Einkommen. 

Welche Rolle spielt das erwartete Einkommen auf die Immatrikulation? 

Zu dem Zeitpunkt, an dem sich Studierende dazu entscheiden, sich an Hochschulen einzuschreiben, 
müssen sie also Erwartungen bezüglich ihres späteren Einkommens bilden. In der theoretischen Lite-
ratur wird entweder davon ausgegangen, dass (potenziell) Studierende ihr späteres Einkommen per-
fekt antizipieren können, oder dass sie aktuelle Gehälter als Erfahrungswert heranziehen. 

Empirisch zeigt eine aktuelle Studie, dass sich Schulabgängerinnen und -abgänger insbesondere an der 
Hochschullohnprämie aktueller Absolventinnen und Absolventen orientieren (Dillon, 2017). Ein An-
stieg um 10 % der aktuellen Hochschulprämie hängt mit einem Anstieg der Immatrikulationsrate um 
etwa 1 Prozentpunkt zusammen, wobei dies in der Analyse für Variablen wie Studiengebühren und 
Merkmale der Studierenden kontrolliert wird. Hätten Schulabgängerinnen und -abgänger ihr zukünf-
tiges Einkommen perfekt antizipieren können, so wären die Immatrikulationsraten im Jahr 1980 um 
6 Prozentpunkte höher und im Jahr 1970 um 2,6 Prozentpunkte niedriger gewesen. Ähnlich fanden 
Attanasio und Kaufmann (2009), dass sowohl die Erwartungen der Jugendlichen als auch der Eltern in 
Bezug auf den Hochschulbesuch von Bedeutung sind. Eine Erhöhung um 10 Prozentpunkte der erwar-
teten Renditen für die Hochschule (gemessen als Unterschied in den erwarteten Einkünften mit und 
ohne Hochschulabschluss) führt zu einer Erhöhung der Wahrscheinlichkeit einer Hochschuleinschrei-
bung um etwa einen halben Prozentpunkt. 

Lohnunterschiede spielen für Studierende auch eine Rolle bezüglich der Wahl der Studiengänge (Long 
et al., 2015). Steigt der Lohn für ein durchschnittliches Bachelorfach im Vergleich zu anderen Studien-
gängen um 10 %, so steigt der Anteil der Abschlüsse in diesem Bereich von 2,07 % auf 2,21 %, was 
einer Elastizität von 0,67 entspricht. Je konkreter das Berufsbild, das mit einem Studiengang verbun-
den ist, desto stärker ist der Effekt. Für Studiengänge, deren Verbindung zu spezifischen Berufen am 
höchsten ist, beträgt die geschätzte Elastizität in Bezug auf ihre Löhne mit drei Jahren Verzögerung 
2,35. Eine 10 %-ige Lohnerhöhung in diesen Studiengängen würde ihren durchschnittlichen Anteil von 
1,85 % auf 2,34 % erhöhen. 

In einer ähnlichen Studie für Frankreich stellten Beffy et al. (2012) fest, dass eine 10 %-ige Lohnerhö-
hung zu einer Zunahme des Anteils der Studierenden führen würde, die sich für (i) Naturwissenschaf-
ten, (ii) Geisteswissenschaften und Sozialwissenschaften bzw. Rechtswissenschaften, (iii) Wirtschafts-
wissenschaften und Management entscheiden, und zwar um jeweils 0,25, 0,53 und 0,40 Prozent-
punkte. 

Insgesamt scheinen Studierende jedoch eher schlecht über die Einkommensverteilung informiert zu 
sein. So berichteten Wiswall und Zafar (2015), dass Studierende die Jahreseinkommen von Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern ohne Hochschulabschluss im Durchschnitt um 9.890 US-$ unterschät-
zen und die Durchschnittseinkommen von Absolventinnen und Absolventen der Wirtschaftswissen-
schaften um 34.750 US-$ überschätzen. Die Autorinnen bzw. Autoren führten zusätzlich ein Informa-
tionsexperiment durch: Nachdem sie Studierende über die tatsächlichen Einkommensmöglichkeiten 
informiert hatten, änderten etwa 12 % in dieser Gruppe ihren geplanten Studienschwerpunkt. 
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Neben den Verdienstmöglichkeiten sind auch andere wirtschaftliche Faktoren, wie beispielsweise die 
Arbeitslosenquote, relevant. Eine höhere Arbeitslosigkeit führt tendenziell zu einer Zunahme der Im-
matrikulationsrate. Für US-Community Colleges zwischen 1990 und 2009 fand eine Studie von Hillman 
und Orians (2013), dass ein Anstieg der Arbeitslosenquote von 1 Prozentpunkt mit einer Zunahme der 
Immatrikulationsrate von 1,1 – 3,3 % zusammenhängt. 

2.4 Die Entwicklung der Hochschullohnprämie 
Eine wichtige Ursache für den deutlichen Anstieg der Hochschullohnprämie6 in den Vereinigten  
Staaten, während der 1980er Jahre war eine rasch steigende Nachfrage nach qualifizierter Arbeit in 
Kombination mit einem langsameren Anstieg der Anzahl der Hochschulabsolventinnen und -absolven-
ten. Zwischen 1980 und 2005 stieg die Nachfrage nach Hochschulabsolventinnen und -absolventen 
jährlich um etwa 3,5 %, während das relative Angebot nur um 2 % anwuchs. Dies trug zu einem An-
stieg der Hochschullohnprämie von 0,9 % pro Jahr bei (Goldin und Katz, 2009). 

Diese Veränderungen wirkten sich erheblich auf die lebenslangen Einkünfte der Absolventinnen und 
Absolventen aus. So waren in den USA im Jahr 1999 die durchschnittlichen lebenslangen Einkünfte 
einer Person mit Bachelor-Abschluss etwa 75 % höher als jene einer Person mit High-School-Ab-
schluss. Diese Prämie stieg bis 2009 auf 84 % an (Carnevale et al., 2011). Eine andere Studie rechnete 
hoch, dass die lebenslangen Einkünfte einer durchschnittlichen Person mit US-Hochschulabschluss im 
Jahr 2008 nach Abzug der Studiengebühren etwa 1,2 Mio. US-$ betrugen, verglichen mit 780.000 US-$ 
für eine Person mit High-School-Abschluss (Avery und Turner, 2012). 

Welche Beobachtungen gibt es zur Entwicklung der Hochschullohnprämie in einzelnen Ländern? 

In mehreren europäischen Ländern stieg die relative Beschäftigung von Fachkräften schneller an als 
in den USA. Dies verlangsamte das Wachstum der Hochschullohnprämie oder führte gar zu einem Prä-
mienrückgang. Für Deutschland schätzte Ozturk (2011), dass das relative Angebot an hochqualifizier-
ten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern jährlich um 1,61 % gestiegen ist, im Gegensatz zu 1,20 % 
in den Vereinigten Staaten. Dies trug auch zu den geringeren Wachstumsraten der relativen Verdienst-
zuwächse von Hochschul- gegenüber Sekundarbildung von 0,44 % pro Jahr in Deutschland im Ver-
gleich zu 0,84 % in den USA bei. Die Autorinnen und Autoren stellten zudem fest, dass 19 % des Ange-
botsanstiegs an qualifizierter Arbeitskraft in Deutschland auf die Wirkung von lohnsetzenden Institu-
tionen zurückzuführen sind, während der andere Anteil auf die zunehmende Bildung zurückzuführen 
ist. Während des betrachteten Zeitraums erlebte Deutschland eine höhere Arbeitslosigkeit bei gering-
qualifizierten Arbeitnehmerinnen und Abreitnehmern und höhere Löhne aufgrund rigider Arbeits-
marktinstitutionen. 

In Österreich ist die Qualifikationsprämie zwischen 1981 und 1997 sogar gesunken: Fersterer und 
Winter-Ebmer (2003) zeigten, dass der durchschnittliche Lohngewinn für ein zusätzliches Jahr an Bil-
dung über alle Abschlüsse für Österreicherinnern und Österreicher von 9,4 % im Jahr 1981 auf 6,6 % 
im Jahr 1997 gefallen ist. Dies galt insbesondere für ein Hochschulstudium, wie die Studienergebnisse 
dargestellt in Tabelle 1 zeigen. Im Jahr 1981 konnte ein (männlicher) Hochschulabsolvent mit einem 
102,5 % höherem Einkommen rechnen im Vergleich zur obligatorischen Schulbildung. Im Jahr 1997 
reduzierte sich dieser Vorsprung auf 69,6 %. Die beobachteten Muster stimmen mit einem rascheren 
Anstieg hochqualifizierter Arbeitskräfte in Österreich überein. 

Tabelle 1: Bildungsrenditen für Universitätsabschlüsse (relativ zur obligatorischen Schulbildung) 

 1981 1983 1985 1987 1989 1991 1993 1995 1997 

Hochschullohn-
prämie 102,5% 94,1% 89,0% 87,3% 88,8% 80,7% 86,2% 72,7% 69,6% 

Quelle: Fersterer und Winter-Ebmer (2003), S. 80. 

 
6  Die Hochschullohnprämie bezeichnet den zusätzlichen Lohn, den Hochschulabsolventinnen und -absolventen im 

Vergleich zu Arbeitnehmerinnen und -nehmern ohne Hochschulabschluss erzielen können. 
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Die erste Studie zu sozialen Renditen von Bildung wurde von Rauch (1993) vorgelegt. Diese schätzte, 
dass die Externalitäten zwischen 3 und 5 % ausmachen. Dementsprechend würde ein weiteres Bil-
dungsjahr zu einem Anstieg der Durchschnittslöhne um 3-5 % führen. Wie von Acemoglu und Angrist 
(2000) jedoch angemerkt wurde, könnte ein höheres Einkommen in einer Stadt auch zu einer höheren 
Schulbildung führen, anstatt umgekehrt. Um dieses Problem zu umgehen, führten die Autoren einen 
Instrumentalvariablenansatz durch und verwendeten Unterschiede in den Schulpflichtgesetzen und 
Kinderarbeitsgesetzen in den US-Bundesstaaten von 1920 bis 1960 als Instrumente, um soziale Ren-
diten zu identifizieren. Sie kamen auf externe Renditen von ca. 1 – 2 % für Männer im Alter von 30 bis 
49 Jahren. Ähnliche Ergebnisse wurden von Moretti (2004) berechnet. Diese Studie vergleicht die Ein-
kommen von Personen mit vergleichbaren Merkmalen, die in Städten mit unterschiedlichem Anteil 
von Hochschulabsolventinnen und -absolventen arbeiten. Die Ergebnisse zeigen, dass eine Erhöhung 
des Anteils der Hochschulabsolventinnen und -absolventen um 1 Prozentpunkt (i) die Löhne der 
Hochschulabsolventinnen und -absolventen um 0,4 %, (ii) die Löhne der Absolventinnen und Absol-
venten der weiterführenden Schule um 1,6 %, und (iii) die Löhne von Schulabbrecherinnen und -ab-
brechern um 1,9 % erhöht. Dementsprechend profitieren auch andere Bildungsgruppen von einem 
höheren Anteil von Hochschulabsolventinnen und -absolventen. 

2.5 Wissenschafts-Wirtschaftskooperationen aus ökonomischer Sicht 

Unternehmen kooperieren zunehmend mit Universitäten, entweder um gemeinsam Forschung zu be-
treiben oder um grundlegende Forschungsergebnisse für ihre eigenen angewandten Forschungsakti-
vitäten zu nutzen. Durch solche Wissenschafts-Wirtschaftskooperationen tragen Universitäten rele-
vantes Wissen zum technologischen Ressourcenpool eines Unternehmens bei und fördern Innovatio-
nen durch Forschung. Insgesamt können Wissenschafts-Wirtschaftskooperationen damit zu erfolgrei-
chen Ergebnissen wie (i) Unternehmensinnovationen, (ii) Patenten und Lizenzen, (iii) Produkten, aber 
auch (iv) akademischen Publikationen führen. 

Ein früher, einflussreicher Beitrag von Jaffe (1989) untersuchte die Auswirkung der Universitätsfor-
schung in den USA. Die Ergebnisse zeigen, dass eine 1 %-ige Erhöhung bei den Ausgaben für universi-
täre Forschung zu einer 0,7 %-igen Erhöhung der industriellen F&E-Ausgaben führt. Eine ähnliche Stu-
die für OECD-Länder zeigt, dass eine Erhöhung der öffentlichen Forschungsausgaben anteilig am BIP 
um 0,06 Prozentpunkte7 zu einer Steigerung der industriellen F&E-Ausgaben um 7 % und zu einer 
Steigerung der Anzahl von Patenten um 4 % führt (Jaumotte und Pain, 2005). Mansfield (1991) stellte 
fest, dass 11 % der in den USA zwischen 1975 und 1985 eingeführten neuen Produkte und 9 % der 
neuen Prozesse ohne akademische Forschung nicht entwickelt worden wären. Die durchschnittliche 
Zeitdauer zwischen dem Abschluss der relevanten Forschung und der ersten kommerziellen Einfüh-
rung betrug etwa sieben Jahre. Eine indikative Schätzung der gesellschaftlichen Rendite aus akademi-
scher Forschung während 1975-1978 liegt bei 28 %. 

In Österreich führt eine Erhöhung der Ausgaben für Universitätsforschung um 1 % zu einem Anstieg 
der Firmenpatentanträge von 0,1 % bis 0,13 % (Fischer und Varga, 2006). Für Schweden fanden An-
dersson et al. (2009) heraus, dass eine Erhöhung von 100 Universitätsforscherinnen und -forschern 
mit einem Anstieg von 1- 3 % bei Patenten einhergeht. 

Auch die Art der Forschungseinrichtung könnte relevant sein. Für die EU stellt eine aktuelle Studie 
fest, dass nur Universitäten Wissensübertragungen erzeugen, nicht jedoch andere Forschungseinrich-
tungen (Szücs, 2018). Die Studie untersuchte die Auswirkungen des Forschungsförderungspro-
gramms FP78 der Europäischen Kommission auf Innovationsindikatoren wie die Anzahl der Patente, 
durchschnittliche und Gesamtzitate sowie Neuheit in technologischen Ursprüngen und Kombinatio-
nen. Treten weitere 43 Organisationen einem Projekt bei, so steigen die Innovationsindikatoren um 
18 – 50 %. Die Wirkung auf die Anzahl der Patente ist am höchsten (41 - 46 %), wie auch auf die Inno-
vationsindikatoren auf der Unternehmensebene (47 - 50 %). Darüber hinaus ist das Ranking der Uni-
versität von Bedeutung. Eine Verbesserung der Universitätsplatzierung um eine Standardabweichung 

 
7  Dies entspricht einer Erhöhung um einer Standard-Abweichung. 
8  Siebtes Forschungsrahmenprogramm (FP7). 
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3. Welchen Einfluss haben Universitäten auf Wachstum? - Diskussion 
und Ergebnisse anhand eines makroökonomischen Modells 

Vor dem Hintergrund der akademischen Forschung geht das folgende Kapitel der zentralen Frage 
nach: 

Welchen Einfluss haben Universitäten auf das Wachstum, und welche Leistungen benötigt eine 
innovative Wirtschaft von den Universitäten?  

Eine innovative Wirtschaft mit bildungsintensiver Produktion braucht zentrale Vorleistungen vom 
Universitätssektor, und je besser die Universitäten ihren Auftrag in Forschung und Lehre erfüllen kön-
nen, desto größer ist ihr Beitrag zu Wachstum und Wohlfahrt des Landes.  

Um die Rolle der Universitäten für Wirtschaft und Gesellschaft zu würdigen, lohnt es sich, über die 
Quellen des Wachstums nachzudenken. Wachstum und Wohlstand speisen sich aus der Fähigkeit zu 
Innovation und aus dem Humankapital. Darin liegen auch die zentralen Beiträge der Universitäten zu 
Wachstum und Wohlstand: Mit ihren Leistungen in der Forschung sind sie ein zentraler Pfeiler des 
Innovationssystems, und mit universitärer Lehre versorgen sie die Wirtschaft mit hochqualifiziertem 
Humankapital.  

Wenn ein Hochlohnland, wie z.B. Österreich, im weltweiten Wettbewerb erfolgreich bleiben will, 
braucht es zentrale Vorleistungen aus dem Universitätssektor. Die Unternehmen müssen mit einem 
Qualitätsvorsprung aus steter Innovation punkten und die steigenden Lohnkosten mit Produktivitäts-
steigerungen kompensieren, um sich gegen billigere Konkurrenz durchzusetzen. Die Bewältigung von 
Krisen wie Covid, Klimawandel, Rohstoffknappheit und Schutz vor kriegerischer Aggression braucht 
den Beitrag der Wissenschaft. Fortschritt und Wachstum benötigen steten Nachschub mit Talenten 
wie Ingenieurinnen und Ingenieuren, Managerinnen und Managern, sowie steten Nachschub mit 
Ideen. Wie könnte Innovation in der Privatwirtschaft gelingen, wenn die Unternehmen nicht Zugang zu 
Forschungspersonal hätten, welches auf dem neuesten Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse ausge-
bildet ist? Wie könnte private Innovation erfolgreich sein, wenn sie nicht das neue Wissen nutzen könnte, 
das dank (universitärer) Forschung entsteht? 

Die Erfolge der Universitäten in der Grundlagenforschung und der angewandten Forschung stützen 
das Innovationssystem. Die Erkenntnisse der Grundlagenforschung sind in der Regel jedoch noch weit 
von der konkreten Umsetzung entfernt. Sie haben potenziell viele unterschiedliche und bisweilen 
überraschende Anwendungen. So wurde das Internet zunächst für militärische Zwecke entwickelt, be-
vor es für die Zivilwirtschaft entdeckt und weiterentwickelt wurde. Gerade weil das neu geschaffene 
Wissen noch allgemein und wenig konkret ist, und die kommerziellen Anwendungen noch unsicher 
sind, ist die Grundlagenforschung für die Privatwirtschaft zu riskant. Daher braucht die Grundlagen-
forschung an den Universitäten eine Basisfinanzierung der öffentlichen Hand und soll dafür der Allge-
meinheit als ein öffentliches Gut zur freien Nutzung zur Verfügung stehen. Der Fundus an breiten An-
wendungsmöglichkeiten erleichtert in Folge die private Innovation. Wie bei anderen öffentlichen Gü-
tern braucht es eine Grundsatzentscheidung des Staates, wie gut die Versorgung mit diesem öffentli-
chen Gut ausfallen soll, sprich wie viel Wissen durch akademische Forschung produziert werden soll. 
Dementsprechend umfangreich muss die Finanzierung der Universitäten, ihre Ausstattung mit akade-
mischem Personal und die Infrastruktur ausfallen.  

Anwendungsorientierte universitäre Forschung liefert konkrete Lösungen für spezifische Probleme. 
Dafür gibt es eine Zahlungsbereitschaft der potenziellen Anwenderinnen und Anwender. So können 
etwa Universitäten die besten Ideen ihrer Forscherinnen und Forscher mit Patenten schützen und in 
der Folge einer kommerziellen Nutzung zuführen. Diese Interdependenz mit der Privatwirtschaft geht 
weit über Patente hinaus und schließt etwa universitäre Unternehmensgründungen ein. Erträge der 
angewandten Forschung fließen zudem aus Beratungsleistungen, wie z.B. der Managementlehre, der 
Rechtswissenschaften usw. 

Die (naturgemäß begrenzte) staatliche Grundfinanzierung der Universitäten wird durch Erträge aus 
der angewandten Forschung und der Drittmittelfinanzierung aus privatwirtschaftlichen Quellen er-
gänzt, womit sie einen Hebel für die Mobilisierung von privatem Kapital darstellt. Damit können Uni-
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einem halben Prozentpunkt des BIPs tätigt. Dieses Volumen ist eine Annahme, die lediglich zur Illust-
ration der volkswirtschaftlichen Effekte von Universitäten dient, und entspricht keiner konkreten Po-
litikinitiative.  

Um unterschiedliche Aufgaben zu beleuchten, werden vier alternative Verwendungen untersucht: (i) 
Mehrausgaben für die Grundlagenforschung; (ii) Mehrausgaben für die angewandte Forschung; (iii) 
Mehrausgaben für private F&E-Förderung (wie z.B. durch die direkte und indirekte Forschungsförde-
rung); und (iv) Mehrausgaben für die Bildung. Die Mehrausgaben für die Forschung sollen zeigen, wie 
die Universitäten den Innovationsprozess in der Wirtschaft beeinflussen und wie sie darauf reagieren, 
wenn mehr Innovation in der Privatwirtschaft die Nachfrage nach Drittmittelaktivitäten steigert. An-
hand des letzten Szenarios wird gezeigt, wie die Universitäten reagieren, wenn aufgrund höherer Bil-
dungsnachfrage die Studierendenzahlen steigen.  

Die Studie gibt keine konkreten Empfehlungen für die Budgetierung der Universitäten oder gar für die 
Ausgestaltung von Leistungsvereinbarungen. Alleiniger Zweck ist die Quantifizierung volkswirtschaft-
licher Effekte der Universitäten. Dieser Beitrag erscheint allerdings angesichts knapper öffentlicher 
Kassen sehr wichtig. Jeder Budgetposten braucht eine Rechtfertigung anhand einer Kosten-Nutzen-
Analyse. Die staatlichen Ausgaben müssen idealerweise dorthin fließen, wo sie den größten Effekt auf 
die volkswirtschaftliche Entwicklung und die Wohlfahrt der Bevölkerung haben. Wie sonst sind Mehr-
ausgaben für Universitäten zu rechtfertigen, wenn nicht mit einer günstigen, volkswirtschaftlichen 
Rendite? 

3.1 Empirische Kernergebnisse als Basis der Modellkonzeption 
In diesem Abschnitt werden wichtige Kernergebnisse der bestehenden empirischen Literatur zusam-
mengefasst und die wesentlichen Elemente des WPZ-Modells für universitäre Forschung und Lehre 
und für Innovation, Bildung und Wachstum der Gesamtwirtschaft in nicht-technischer Form erläutert. 
Wesentlich sind empirische Befunde, welche die theoretischen Zusammenhänge von Innovationspro-
zessen und volkswirtschaftlichen Effekten empirisch belegen und quantifizieren. 

Tatsächlich beschäftigt sich eine umfangreiche empirische Forschung mit der Bedeutung von Univer-
sitäten für den Innovationsprozess und die Humankapitalbildung. In der Folge werden daher selektiv 
einige wenige Arbeiten aufgezeigt, welche zentrale Zusammenhänge beleuchten, die für die vorlie-
gende Analyse besonders wichtig sind. 

Universitäre Forschung und private Innovation: Eine einflussreiche Arbeit von Jaffe (1989) unter-
suchte den Zusammenhang zwischen akademischer Forschung, privater F&E und der Patenthäufig-
keit. Seine zentrale Schätzung der Elastizität der privaten F&E bezüglich akademischer Forschung be-
trägt 0,7. Steigen die Forschungsausgaben an den Universitäten um 10 %, dann nehmen die F&E-Aus-
gaben im Unternehmenssektor im Durchschnitt um 7 % zu. Dabei haben die besten Universitäten den 
stärksten Einfluss. Sie werben die größten Summen an akademischen Forschungsgeldern ein. Dies 
zieht umso häufiger private F&E-Labors an und steigert so die Wahrscheinlichkeit von positiven Spill-
Overs.  

Hausman (2022) erforschte die Auswirkungen des Bayh-Dole Gesetzes in den USA im Jahr 1980. In der 
Zeit davor konnte die Regierung alle Rechte an den Erfindungen der Universitäten beanspruchen, so-
fern die Forschung von ihr finanziert wurde. Mit dem Gesetz gingen alle Rechte zur Verwertung an die 
Universitäten über. Damit stiegen die Anreize der Universitäten, die Erfindungen ihrer Forschenden 
zu kommerzialisieren. Mit einem Innovationsindex hat Hausman gemessen, wie stark der Einfluss der 
universitären Forschung auf die Industrie in der Umgebung ist. Nach ihren Schätzungen führte das 
Bayh-Dole Gesetz zu einem Anstieg der Unternehmenspatente um 1,3 bis 1,7 % (pro Standardabwei-
chung des Innovationsindex). Auch die Qualität der Patente gemessen an den Zitationen nahm signifi-
kant zu.  

Bergeaud et al. (2022) nutzten Daten des öffentlichen Forschungsprogramms LabEx in Frankreich mit 
einem Volumen von 1.5 Mrd. Euro, mit dem 2010 und 2011 in einem kompetitiven Verfahren 170 aka-
demische Exzellenzcluster zur Finanzierung ausgewählt wurden. Um die Spill-Over-Effekte zur Indust-
rie festzumachen, berechneten sie ein Maß für „Proximität“, d.h. für die geographische und fachliche 
Nähe zum Forschungsschwerpunkt des Exzellenzclusters. Ein Unternehmen mit Sitz in unmittelbarer 
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Abbildung 1: Lehre und Forschung 

Quelle: eigene Berechnungen 

Die Universitäten können mit Drittmitteln aus der Privatwirtschaft zusätzliche Einnahmen erwirt-
schaften und so ihre Basisfinanzierung hebeln. Typischerweise ist eine solche Drittmittelbeschaffung 
mit Leistungsanreizen an den Universitäten verbunden. Da die privaten Drittmittel vorwiegend aus 
der angewandten Forschung entstehen, sollte zwischen ihnen und dem Output der angewandten For-
schung ein klarer Zusammenhang bestehen. Andererseits besteht die Gefahr, dass die Zeit und Auf-
merksamkeit der Forschenden für private Drittmittelprojekte von den Aktivitäten in Grundlagenfor-
schung und Lehre ablenken. Die einfache Regressionsanalyse von WPZ weist jedoch auf einen positi-
ven Zusammenhang hin, der für die angewandte Forschung besonders stark ist (siehe Abbildung 2). 
Aber auch die Grundlagenforschung scheint von mehr Drittmitteln zu profitieren, auch wenn der Zu-
sammenhang wesentlich schwächer ist. Die Regression zeigt, dass eine 10 %-Steigerung von privaten 
Drittmitteln mit einem 4,5 % Anstieg im Output der angewandten Forschung einhergeht, und mit einer 
deutlich schwächeren Steigerung von 2,4 % im Bereich Grundlagenforschung.  

Abbildung 2: Drittmittelfinanzierung und angewandte Forschung 

 
Quelle: eigene Berechnungen 

3.2 Das WPZ-Modell: Universitäten und Wachstum 
Standardwerke der modernen Wachstumstheorie sind Acemoglu (2009) und Aghion und Howitt 
(2009). Die Quellen des Wachstums sind Innovation und Humankapitalbildung. Innovation steigert in 
der einen oder anderen Form die Faktorproduktivität. Im WPZ-Modell können die Unternehmen mit 
F&E-Investitionen ihre Produktivität steigern, indem sie die Maschinen und Anlagen mit besserer 
Technologie ausstatten. Innovationen werden damit über die Kapitalinvestitionen produktiv und stei-
gern Arbeitsproduktivität, Wettbewerbsfähigkeit, Löhne und Output. Abbildung 3 illustriert diesen Zu-
sammenhang durch den vertikalen Pfeil auf der rechten Seite der Abbildung. 
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Forschung, aber auch aus den gesammelten F&E-Erfahrungen der privaten Unternehmen. Sie füh-
ren dazu, dass die soziale Ertragsrate der Innovation für die gesamte Volkswirtschaft deutlich hö-
her ist als die rein private Rendite. Spill Overs sind ein wesentlicher Mechanismus der Wachstums-
theorie und empirisch breit nachgewiesen. 

• Die Budgetierung der Universitäten wird von ihren Aufgaben abgeleitet. Die Universitäten müssen 
erstens die inskribierten Studierenden ausbilden und für die entsprechende Lehrkapazität sorgen. 
Sie müssen zweitens sicherstellen, dass sie ihre Ziele in der Grundlagenforschung erreichen und 
die Erkenntnisse als öffentliches Gut verfügbar sind, wofür sie den Forschenden genügend Zeit und 
Freiraum einräumen müssen. In der angewandten Forschung und der privaten Drittmittelfinan-
zierung werden ihre Handlungsmöglichkeiten von zusätzlichen, externen (privatwirtschaftlichen) 
Einflüssen bestimmt. Die Universitäten sind angehalten, ihre Aufgaben mit minimalen Kosten für 
den Steuerzahler zu erfüllen. Mit anderen Worten, sie minimieren die Budgetkosten unter den bei-
den Bedingungen, dass sie den Lehrbedarf erfüllen und die vorgegebenen Ziele zur Grundlagen-
forschung erreichen müssen. Die Minimierung der Budgetkosten wird als das Gegenstück zur Ma-
ximierung der Gewinne im Privatsektor modelliert. Dies wird durch die bereits angeführte Grund-
annahme, dass Universitäten in diesem Modell im Sinne der Ressourcenallokation optimale Ent-
scheidungen treffen, zum Ausdruck gebracht. 

• Die private F&E steigert die Rentabilität von Ausrüstungsinvestitionen und von Beschäftigung. Da-
mit stößt sie Kapitalakkumulation an, steigert die Beschäftigung, trägt zu Lohnsteigerungen bei, 
und bestimmt das BIP und andere makroökonomische Kennzahlen. Dieser Teil deckt sich im We-
sentlichen mit herkömmlichen Makromodellen, mit dem wichtigen Unterschied, dass Kapital- und 
Arbeitsproduktivität vom endogen bestimmten Technologieniveau abhängen. 

• Am Beginn der Erwerbsphase entscheiden sich die Haushalte für oder gegen ein Universitätsstu-
dium. Je mehr sich für eine tertiäre Ausbildung entscheiden, desto größer ist das Angebot von 
hochqualifizierter Arbeit und desto geringer ist der verbleibende Anteil niedrig qualifizierter Be-
schäftigung. Die Anreize für tertiäre Bildung bestimmen die Qualifikations- und Lohnstruktur. Je 
höher der Anteil hochqualifizierter Arbeitnehmender ist, desto größer ist das Humankapital der 
Volkswirtschaft.  

• Die Haushalte beziehen Lohn-, Zins- und Gewinneinkommen, erhalten staatliche Transfers und 
zahlen Steuern. Aus dem verfügbaren Einkommen konsumieren und sparen sie. Die Ersparnisse 
und einbehaltenen Gewinne der Unternehmen finanzieren Investitionen und Kapitalbildung, aus 
denen die künftigen Zins- und Gewinneinkommen entstehen. 

3.3 Quantitative Effekte 

3.3.1 Szenarien 

Über ihre Aufgaben in Forschung und Lehre beeinflussen Universitäten Innovation, Humankapitalbil-
dung und Wachstum. Umgekehrt wirken Trends, wie z.B. zunehmende Studierendenzahlen oder ein 
steigender Bedarf nach Forschungskooperationen im Zuge einer Innovationswelle, auf die Universitä-
ten. Anhand von unterschiedlichen Szenarien kann diese beidseitige Beeinflussung im WPZ-Modell 
quantitativ abgebildet werden. Die untersuchten Szenarien haben nicht den Zweck, konkrete Reform-
vorhaben oder wirtschaftspolitische Maßnahmen zu evaluieren. Sie dienen ausschließlich dazu, die 
volkswirtschaftliche Bedeutung des Universitätssektors aufzuzeigen.  

Mit dieser Zielsetzung vor Augen untersucht die vorliegende Analyse vier Szenarien, welche universi-
täre Forschung und Lehre in unterschiedlicher Weise ansprechen. Um die Bedeutung der Anreizme-
chanismen an den Universitäten hervorzuheben, sehen alle vier Szenarien vor, dass die Universitäten 
- anders als in der Vergangenheit - die Beteiligung der Forschenden an den von ihnen generierten 
Drittmitteleinnahmen optimierend wählen können. Dieser Teil ist durch die einflussreiche Arbeit von 
Hvide und Jones (2018) für Norwegen motiviert, die in einer ökonometrischen Untersuchung starke 
Auswirkungen auf die angewandte Forschung findet. Dazu kommen öffentlich unterstützte Mehraus-
gaben für Forschung und Lehre (z.B. durch die direkte und indirekte Forschungsförderung) an den 
Universitäten. 
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andererseits auch mehr akademisches Personal einstellen. Weiters können sie die Beteiligung der Pro-
fessorenschaft an den privaten Drittmitteleinnahmen frei wählen, um das Potenzial dieser Finanzie-
rung auszuschöpfen. 

Tabelle 2: Langfristige makroökonomische Auswirkungen 

Variable Symbol 1 Grundl Fo 2 Angew Fo 3 Private F&E 4 Bildung 

BIP % Y 1,11 0,97 0,89 0,81 
Kapital % K 4,11 3,62 3,45 2,57 
Lohnindex % w 1,26 1,12 1,08 0,74 
Arbeit niedrig % Lu -0,24 -0,22 -0,26 -0,42 
Arbeit hoch % Lh 0,13 0,09 0,03 1,55 
F&E Arbeit % LR 0,13 0,09 4,11 1,55 
Akademische Arbeit % LA 10,18 10,17 -0,08 -1,12 
Technologie % z 2,97 2,62 2,54 1,74 
Patentpreise % v -7,04 -6,27 -6,08 -4,22 
Wissensstock % A 5,01 2,08 2,00 1,43 
F&E Investitionen % X 6,44 9,99 9,59 6,78 
Drittmittel Fo % F 35,93 60,36 34,55 30,55 
Drittmittelgebühren % f -25,61 -37,03 -21,96 -22,78 

Quelle: eigene Berechnungen 

Mehrausgaben für die Universitäten von einem halben Prozentpunkt des BIPs sind ein kräftiger Im-
puls, der eine Steigerung des Outputs der Grundlagenforschung um etwa 26 % erlaubt. Gleichzeitig 
verdoppeln die Universitäten den Anteil an Professorinnen und Professoren17 an den Drittmitteln aus 
der Privatwirtschaft, um die Drittmittelfinanzierung auszubauen und ihr Budget zusätzlich zu hebeln. 
In Tabelle 3 zeigt sich die Verschiebung des Zeitaufwands des akademischen Personals von der Lehre 
hin zur Forschung. Die Leistungsanreize in der Forschung steigern auch den totalen Zeitaufwand 
(+12 %), den die Forschenden für alle Aktivitäten leisten. Das entschärft die Zeitkonkurrenz zwischen 
Forschung und Lehre. Zusätzlich dehnen die Universitäten um gut 10 % den akademischen Personal-
bestand aus. Beide Anpassungen zusammen steigern den Output in der Grundlagenforschung um 26 % 
und den Output der angewandten Forschung um etwa 36 %. Die Universitäten müssen weiterhin den 
unveränderten Bedarf in der Lehre befriedigen. Dies ist mit dem Ausbau des Personalbestands trotz 
geringerem Zeitanteil für die Lehre möglich. Die Universitäten bilden weiterhin alle aus, die sich für 
ein Studium entscheiden.  

Trotz starker Steigerung der angewandten Forschung nehmen die privaten Drittmittelerlöse nur um 
etwa 1,1 % zu, im selben Ausmaß wie das BIP. Das stärkere Engagement in der Drittmittelforschung 
trifft auf eine zunächst unveränderte Nachfrage der Privatwirtschaft, so dass die Vergütungen für Be-
ratungsleistungen und Kooperationen stark fallen. Erst dieser Preisverfall schafft die entsprechende 
Nachfrage in der Privatwirtschaft, welche das höhere Engagement der Universitäten aufnehmen kann.  

Die Steigerung der Forschungsleistungen kann etwa mit finanziellen Anreizen (Publikationsprämien 
und Preisen, höherer Beteiligung an Drittmitteln) erkauft werden. Um auf dem Arbeitsmarkt für hoch-
qualifiziertes Personal wettbewerbsfähig zu bleiben, müssen die Universitäten ein Gesamtpaket be-
stehend aus Grundlohn und Leistungsanreizen anbieten, das mit den Löhnen für hochqualifizierte Ar-
beit im Privatsektor konkurrenzfähig ist. Die höheren finanziellen Forschungsanreize bedeuten daher, 
dass die Universitäten in der Entlohnung des akademischen Personals mehr auf Leistungskomponen-
ten zulasten des Grundlohns setzen, ohne die Gesamtentlohnung wesentlich zu verändern. 

 
17  Die Verdoppelung ist eine Reaktion auf die neue Möglichkeit, den Anteil an den privaten Drittmittelerlösen, der den 

Professorinnen und Professoren als Gehaltsbestandteil zur Stärkung der Anreize weitergegeben wird, frei zu wäh-
len. Wie sich die Ergebnisse ändern, wenn die Universitäten diese Maßnahme nicht treffen können, wird in Kapitel 
3.3.3 diskutiert. 
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Die F&E-Subvention bewirkt naturgemäß eine starke Zunahme der privaten F&E-Investitionen 
(+9,6 % in Tabelle 2). Damit braucht die Industrie mehr Inputs von den Universitäten. Die Expansion 
der angewandten Forschung wird möglich, indem Forschende mehr Zeit für angewandte Forschung 
aufwenden. Diese zusätzlichen Leistungen kommen vollständig aus den Mehrleistungen aufgrund stär-
kerer Leistungsanreize (höherer Drittmittelanteil für die Forschenden), während der Zeitaufwand für 
Lehre und Grundlagenforschung unverändert bleibt. Daher können die Universitäten den höheren 
Output in der angewandten Forschung allein aus dem existierenden Personal realisieren. Die akade-
mische Beschäftigung bleibt mehr oder weniger unverändert. Unter allen Szenarien nehmen die Dritt-
mittelerlöse der Universitäten mit +5 % am stärksten zu, weil die Nachfrage danach entsprechend zu-
genommen hat. Dementsprechend kann die Basisfinanzierung der Universitäten geringer ausfallen. 
Insgesamt profitieren die Universitäten von Mehrausgaben für F&E-Subventionen zusammen mit der 
Kostenabdeckung der Universitätshaushalte von einem halben Prozentpunkt des BIPs.  

Mit höheren F&E-Subventionen nimmt der private F&E-Output und damit der Technologiegehalt der 
Kapitalinvestitionen zu. Im Zuge der angestoßenen Investitionen nimmt der effektive Kapitalstock 
langfristig um +3,5 % zu. Parallel dazu steigen die Durchschnittslöhne (+1,1 %) und das BIP (+0,9 %). 
Die Auswirkungen sind etwas schwächer als beim Ausbau der Forschung an den Universitäten.  

Bildungssubventionen: Bildungssubventionen steigern den Anteil der jungen Bevölkerung mit terti-
ärer Ausbildung und schaffen mehr Nachfrage nach universitärer Lehre. Die Universitäten müssen 
dann entweder die Lehrbelastung pro Kopf erhöhen oder mehr akademisches Personal einstellen. Die 
Mehrausgaben für Bildungssubventionen sind auf 0,5 % des BIPs begrenzt. Wie bei den anderen Sze-
narien erhalten die Universitäten Autonomie bei den Drittmittelanreizen und nutzen diese für eine 
starke Anhebung des Anteils der Professorinnen und Professoren, um mit mehr angewandter For-
schung die Drittmitteleinnahmen zu steigern. Der erforderliche Output in der Grundlagenforschung 
bleibt unverändert. 

Das Szenario lässt sich am besten mit den Szenarien 2 und 3 vergleichen, in denen ebenfalls der erfor-
derliche Output in der Grundlagenforschung unverändert bleibt. Angesichts der Zunahme der Studie-
rendenzahlen gehen nun die Universitäten beim Ausbau der angewandten Forschung etwas zögerli-
cher vor, um mehr Zeit für die Lehre freizumachen. Die akademische Beschäftigung wird etwas unat-
traktiver und nimmt moderat ab. Wenn die Universitäten die erforderlichen Mehrleistungen in der 
Lehre nicht durch finanzielle Anreize sicherstellen (können), dann müssen sie die umfangreichere 
Lehre mit strengeren Evaluationen und bei mangelndem Engagement mit Sanktionen sicherstellen. 
Eine höhere Lehrbelastung macht dann eine akademische Karriere im Vergleich zu anderen Optionen 
weniger attraktiv. Um auf dem Arbeitsmarkt für hochqualifizierte Arbeit dennoch wettbewerbsfähig 
zu bleiben, müssen sie das Basisgehalt anheben. Eine Aufstockung des Personals wird teurer. Die Uni-
versitäten erhöhen daher den Leistungsdruck mit finanziellen Anreizen für angewandte Forschung 
und mit strengeren Evaluationen der Lehre, um den höheren Output in der Drittmittelforschung und 
in der Lehre mehr oder weniger mit dem existierenden Personalbestand zu meistern. Insgesamt 
nimmt die akademische Beschäftigung sogar leicht ab.  

Das Szenario enthält nach wie vor Anreize für die angewandte Forschung. Die Universitäten nutzen 
die Autonomie für den Ausbau der Drittmittelforschung, doch dieser fällt nun wegen der höheren Lehr-
belastung geringer aus. Der Output der Universitäten nimmt in der Lehre zu und fällt in der angewand-
ten Forschung. Das größere Angebot von hochqualifizierter Arbeit nützt besonders den bildungsinten-
siven Aktivitäten wie F&E. Andererseits gehen von den Universitäten angesichts des schwächeren En-
gagements für Drittmittelforschung auch schwächere Impulse auf die private Innovation aus. Alles in 
allem fällt die Zunahme der privaten F&E-Investitionen nun deutlich schwächer aus als in den Szena-
rien 2 und 3. Das resultiert in weniger Kapitalbildung, einem geringeren Anstieg der Durchschnitts-
löhne, und in einem geringeren BIP-Zuwachs. Das BIP nimmt langfristig um etwa 0,8 % zu, anstatt um 
0,9 % und mehr in den anderen Szenarien. 

3.3.3 Kurz- und mittelfristige Wirkungen 

Wachstumseffekte machen sich erst im Laufe der Zeit als Einkommenssteigerungen bemerkbar. Es 
braucht Zeit, bis der technologische Fortschritt den Wissensstock und damit die Produktivität der 
F&E-Investitionen steigern kann. Auch die Investitionen und die darin enthaltene Technologie führen 
nur zu einem langsamen Aufbau der Produktionskapazitäten. Insofern sind die langfristigen Effekte in 





Finanzierung von Universitäten - 29 

 

 

Abbildung 4: Dynamische Effekte der universitären Forschung  

 

Quelle: eigene Berechnungen 

Im Endeffekt wird mit diesen Resultaten deutlich, dass die Universitäten ein ausgewogenes Verhältnis 
in der Grundlagen- und angewandten Forschung realisieren müssen, damit sie ihr Potenzial für Inno-
vation und Wachstum der Volkswirtschaft vollständig entfalten können. 

3.3.4 Schlussfolgerungen 

Eine innovative Wirtschaft mit technologisch hochwertiger und daher bildungsintensiver Produktion 
braucht zentrale Vorleistungen vom Universitätssektor. Je besser die Universitäten ihren Auftrag in 
Forschung und Lehre erfüllen können, desto größer ist ihr Beitrag zu Wachstum und Wohlfahrt des 
Landes. Wachstum und Wohlstand speisen sich aus der Fähigkeit zu Innovation und aus dem Human-
kapital. Darin liegen auch die zentralen Beiträge der Universitäten zu Wachstum und Wohlstand: Mit 
ihren Leistungen in der Forschung sind sie ein zentraler Pfeiler des Innovationssystems, und mit uni-
versitärer Lehre versorgen sie die Wirtschaft mit hochqualifiziertem Humankapital. Wenn ein Hoch-
lohnland, wie z.B. Österreich, im weltweiten Wettbewerb erfolgreich bleiben will, braucht es zentrale 
Vorleistungen aus dem Universitätssektor.  

Forschung und Lehre an den Universitäten erfüllen zentrale volkswirtschaftliche Aufgaben. Die Grund-
lagenforschung ist wie ein öffentliches Gut, das von allen frei genutzt werden kann. Ihre Ergebnisse 
sind allgemein, noch wenig konkret, und können viele unterschiedliche Anwendungen haben. Der Fun-
dus an Ideen und der in der Forschung geschaffene Wissensbestand erleichtern die private Innovation. 
Die angewandte Forschung ist sehr viel konkreter und stiftet spezifischen Nutzen für die Kommerzia-
lisierung in der Privatwirtschaft. Dafür gibt es eine Zahlungsbereitschaft der Unternehmen, die zur 
Drittmittelfinanzierung der Universitäten beiträgt und so die staatliche Basisfinanzierung hebeln 
kann. Die universitäre Lehre schließlich bedient den Bedarf an hochqualifizierter Arbeit. Technologie-
intensive Branchen und die privaten F&E-Aktivitäten sind überdurchschnittlich auf hochqualifiziertes 
Personal angewiesen. Auf allen drei Wegen nehmen die Universitäten Einfluss auf die gesamtwirt-
schaftliche Entwicklung.  
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4. Aktuelle Entwicklungen der Universitätsfinanzierung im internationa-
len Vergleich 

Vor dem Hintergrund der Wechselwirkungen von Lehre, Forschung und Innovation, vorerst betrachtet 
auf Makroebene, stellt sich die Frage, wie Universitätsfinanzierungssysteme in Europa aktuell ausge-
staltet sind. Hierzu gibt das folgende Kapitel einen Überblick über öffentliche Universitätsfinanzie-
rungsmechanismen in Europa, bevor auf drei ausgewählte Länder näher eingegangen wird. Im Spezi-
ellen stehen im Folgenden die Länder Niederlande, Dänemark und Schweden im Fokus, zumal diese 
zu den Innovation Leaders gehören. 

4.1 Entwicklungen in Europa 

In den meisten europäischen Ländern dominiert die öffentliche Universitätsfinanzierung, wenngleich 
deren Verteilung zusehends den Charakter von „Grants“ (pauschalen Zuschüssen) verliert und statt-
dessen zunehmend basierend auf definierten Leistungsformeln und kompetitiven Mechanismen an die 
Universitäten vergeben wird (Dallago, 2021). Tabelle 4 zeigt hierzu die Finanzierungsallokationsme-
chanismen für ausgewählte europäische Länder und Regionen. In Ergänzung bietet Tabelle 5 einen 
Überblick zu den verwendeten Indikatoren in den nationalen Finanzierungsformeln. 

Tabelle 4: Öffentliche Universitätsfinanzierungsmechanismen in Europa 

 Finanzierungsformel 
Leistungs- 
vereinbarungen "Block grant"   

überwiegend input- 
orientiert 

überwiegend output- 
orientiert 

Primärer  
Mechanismus Brandenburg (DE) Dänemarka Österreich Dänemarkb 
  Katalonien (ES) England (UK)  Estland 
  Tschechien Finnland  Frankreich 
  Wallonien (BE) Flandern (BE)  Italien 
  Hessen (DE) Irlandb  Nordrheinwestfalen (DE) 
  Ungarn Polenb  Norwegen 
  Irlanda   Schweiz 
  Island    
  Lettland    
  Niederlande    
  Polena    
  Portugal    
  Rumäniena    
  Schwedena    
Sekundärer  
Mechanismus   Estland Brandenburg (DE) Österreich 
   Frankreich England (UK) Katalonien (ES) 
   Italien Frankreich Tschechien 
   Nordrheinwestfalen (DE) Hessen (DE) Hessen (DE) 
   Norwegen Irland Ungarn 
   Schwedenb Lettland  Polen  
    Niederlande Schweden 
    Portugal  

a nur für Lehre 
b nur für Forschung 
Quelle: basierend auf Dallago (2021; S. 126) 
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Tabelle 5: Überblick zu verwendeten Indikatoren in Finanzierungsformeln  

 BE CZ DE DK ES  
(CA) FI FR HU IE IT LT LV NL PL PT RO SE SK UK  

(EN) 
Anzahl an BA/MA-Studierenden x x x  x  x x x x x x x x x x x x x 
Anzahl an Doktoratsstudierenden x x   x   x x x  x  x x x  x  
Anzahl an Mitarbeitenden   x  x x x  x x x   x x x    
Nutzungsfläche     x   x   x     x    
Erreichte ECTS/Prüfungen x   x x x    x     x x x  x 
Abgeschlossene BA/MA-Studien x x x x x x x   x   x  x x  x  
Abgeschlossene Doktorate x  x   x x  x    x x x x  x  
Forschungsevaluierungsmechanismen  x   x  x x  x    x x x x x x 
Patentanmeldungen  x   x           x    
Erfolgreiche Patentanmeldungen              x  x    
Gewonnene Drittmittel  x x  x x  x x x    x x x x x  
EU/internationale Drittmittel  x   x x  x  x    x x x x x  
Wissenschaftliche Aktivitäten  x     x   x    x x x    
Gewonnene Forschungsverträge  x   x  x  x x    x x x    
Platzierung in internationalen Rankings       x x        x    
Platzierung in nationalen Rankings       x x        x    
Beschäftigtenquote unter Graduierten  x    x  x  x     x x x   
Internationale Studierende  x x x x   x  x    x x x  x  
Internationale Mitarbeitende  x x   x        x x x    
Diversitätsbezogene Indikatoren   x  x          x     
Community Outreach     x   x        x    
Überarbeitung interner strategischer Pläne      x       x       
Publikationen/Zitationen x x    x  x      x   x   
Betreuungsschlüssel              x      
Einkünfte aus WTT  x x  x               
Studienabschluss in Regelzeit    x                
Prüfungsaktive Studierende       x             
Personalstruktur/-qualität  x      x            
"Mehrwert" eines Abschlusses       x             
Anzahl publizierender Forschender       x       x      

Anmerkung: Die Tabelle gibt einen approximativen Überblick über Unterschiede und Ähnlichkeiten zwischen Ländern, wobei jeder Eintrag unterschiedliche Definitionen pro Land bzw. 
Region aufweisen kann. Insb. Belgien, Deutschland, Spanien und das Vereinigte Königreich weisen bisweilen deutliche regionale Unterschiede auf, die in dieser Tabelle nicht berücksichtigt 
sind. Die Abkürzungen stehen für: BE: Belgien, CZ: Tschechien, DK: Dänemark, DE: Deutschland, ES (CA): Katalonien in Spanien, FI: Finnland, FR: Frankreich, HU: Ungarn, IT: Italien, LV: 
Lettland, LT: Litauen, NL: Niederlande, PL: Polen, PT: Portugal, RO: Rumänien, SK: Slowakei, SE: Schweden, UK (EN): England im Vereinigten Königreich.  

Quelle: Dallago (2021)
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Bennetot Pruvot et al. (2021) führten eine weitere Perspektive in den europäischen Vergleich ein, in-
dem sie die durchschnittliche Wachstumsrate in der öffentlichen Hochschulfinanzierung mit dem 
durchschnittlichen jährlichen BIP-Wachstum zwischen 2008 und 2019 verglichen. Wie Tabelle 6 zeigt, 
zählt Österreich zu jenen 12 europäischen Ländern, die ihre Investition in öffentliche Universitäten 
stärker anhoben, als ihr durchschnittliches Wachstum ausfiel. Hingegen kann für fünf Länder ein un-
genutztes Potenzial festgestellt werden, zumal ihre Hochschulinvestitionen im Beobachtungszeitraum 
geringer ausfielen als ihr BIP-Wachstum. Aufgrund von Reinvestitionen in der jüngeren Vergangenheit 
zählt seit kurzem auch Rumänien zu dieser Gruppe. Acht Systeme reduzierten ihre Universitätsfinan-
zierung trotz eines insgesamt positiven BIP-Wachstums. Italien zeigt sich im Beobachtungszeitraum 
als einziges Land, das seine Universitätsfinanzierung stärker beschnitt, als das durchschnittliche nega-
tive jährliche Wirtschaftswachstum ausfiel (Bennetot Pruvot et al., 2021). 

Tabelle 6: Öffentliche Universitätsfinanzierung und BIP-Wachstum 

Kategorie Beschreibung Systeme 

     Finanzierung  > BIP  Investition höher als Wirtschafts-
wachstum 

AT, CH, DE, DK, HR, IS, LU, NL, NO, 
PT, SE, TR 

     Finanzierung   < BIP Investition geringer als Wirtschafts-
wachstum 

FR, HU, PL, RO, SI 

     Finanzierung   / BIP Desinvestition trotz Wirtschafts-
wachstum 

CZ, EE, ES, FI, IE, LT, RS, SK 

    Finanzierung   > BIP Desinvestition größer als wirt-
schaftlicher Niedergang 

IT 

Quelle: Bennetot Pruvot et al. (2021) 

4.2 Universitätsfinanzierungsmodelle in ausgewählten europäischen Ländern 

In Folge werden die Entwicklung der Universitätsfinanzierung, im Speziellen die Universitätsfinanzie-
rungsmodelle, dreier europäischer Länder näher beschrieben. Zudem werden für jedes ausgewählte 
Land einzelne Universitäten näher beleuchtet, welche in internationalen Rankings besonders heraus-
ragend abschneiden. Die ausgewählten Länder sind die Niederlande, Dänemark und Schweden. 

4.2.1 Die Niederlande 

 

Die Niederlande verfolgen einen dualistischen Ansatz in der Universitätsfinanzierung: So werden rund 
26 % aller finanziellen Ressourcen über Performance-Indikatoren und im Vergleich hierzu ein Groß-
teil der Mittel (rund 74 %) über sogenannte Quality Agreements vergeben (Jongbloed et al. 2023). Letz-
tere beinhalten im Vergleich zu den österreichischen Leistungsvereinbarungen nur grobe Zieldimen-
sionen, deren Einhaltung durch die Royal Netherlands Academy of Arts and Sciences (KNAW) und den 
Dutch Research Council (NWO) kontrolliert werden. Die Zieldimensionen orientieren sich an den Re-
gierungszielen und gelten grundsätzlich für alle Universitäten, können aber mit Bezug auf einzelne 
Institutionen entsprechend adaptiert und erweitert werden (Jongbloed et al., 2023). 
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Abbildung 8:  Einnahmen der TU/e aus unterschiedlichen Quellen im Zeitraum 2016-2021 (in 
Mio. €) 

 
Quelle: Annual Report TU/e 2017,2021, eigene Darstellung 

Wie Abbildung 8 veranschaulicht, sind auch an der TU/e im Beobachtungszeitraum 2016 bis 2021 die 
öffentlichen Finanzierungsmittel kontinuierlich gestiegen, insbesondere seit 2018 zeigt sich eine 
merkliche Steigerung der öffentlichen Zuwendungen (zwischen 2018 und 2021 ein Zuwachs von 
31 %). Im Vergleich dazu konnten die Einnahmen durch Auftragsarbeit und Projektkooperationen im 
selben Zeitraum um 17,3 % gesteigert werden. Die Einnahmen durch Studien- und Prüfungsgebühren 
zeigen angesichts der rückläufigen Studierendenzahlen jüngst eine rückläufige Tendenz. 

4.2.2 Dänemark 

 

Auch Dänemark verfolgt einen dualistischen Ansatz in der Universitätsfinanzierung, allerdings ist – im 
Unterschied zu den Niederlanden und generell im europäischen Vergleich – die Performance-Kompo-
nente wesentlich stärker ausgeprägt. In Dänemark werden rund 85 % der öffentlichen Mittel an Per-
formance-Indikatoren geknüpft, während nur rund 15 % der Mittel an Zielvereinbarungen gebunden 
sind. Diese werden direkt mit den Universitäten verhandelt und unter dem Titel „Strategic Framework 
Contracts” abgeschlossen. Im Gegensatz zu den Performance-Indikatoren handelt es sich bei den Stra-
tegic Framework Contracts um allgemein gültige Zielsetzungen, wenngleich auch hier universitätsspe-
zifische Maßnahmen und Ziele definiert werden können. Die Umsetzung unterliegt im jährlichen Tur-
nus einer Art Zwischenevaluation, welche dem Ministry of Higher Education and Science vorzulegen ist 
(Jongbloed et al., 2023). 

Auf Governance-Ebene lösten die Strategic Framework Contracts im Jahr 2018 das Instrument der 
Leistungsvereinbarungen (Development Contracts) ab, nachdem eine interne Evaluation dem Instru-
ment eine geringe Effektivität in der Lenkungswirkung attestiert hatte. Die auf jeweils vier Jahre aus-
gelegten Strategic Framework Contracts sollen zudem nun den Universitäten mehr Handlungs- und 
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4.2.3 Schweden 

 

In Schweden unterscheidet die Universitätsfinanzierung zwischen dem ersten und zweiten Zyklus 
(Grundstudium und Master), dem dritten Zyklus (Promotion) sowie der Forschung (Ahola et al., 2014). 
Die institutionelle Finanzierung der Universitäten in Schweden setzte sich im akademischen Jahr 
2019/2020 zu 65 % aus dem Grundbudget, zu 34 % aus Drittmitteln und zu rund 1 % aus Studienge-
bühren20  zusammen. Schweden gehört zu einem von sechs Mitgliedstaaten der europäischen Union, 
die sich ausschließlich auf eine Finanzierungsformel stützen (Jongbloed et al., 2023). 

Bei dieser Form erfolgt die Finanzierung durch die Anwendung einer mathematischen Formel, um die 
Mittelverteilung an Hochschuleinrichtungen zu bestimmen. Die Formel beinhaltet typischerweise Kri-
terien, wie die Größe der Einrichtung und die Kosten pro Einheit (Jongbloed, 2018). Im Fall von Schwe-
den werden auch Leistungsindikatoren in die Finanzierungsformel aufgenommen, welche alle drei 
Zyklen sowie die Forschung adressieren (Jongbloed et al., 2023). Dies ist eine vergleichsweise neue 
Entwicklung – noch im Jahr 2013 wurde die Mehrheit der Studiengänge (87 %) im ersten und zweiten 
Zyklus durch Zuschüsse finanziert, die den Einrichtungen direkt vom schwedischen Parlament zuge-
wiesen wurden. Für den dritten Zyklus stammte jedoch weniger als die Hälfte der Mittel (47 %) aus 
derartigen staatlichen Zuschüssen (Ahola et al., 2014). Im Jahr 2018 lag der (durch Leistungskriterien 
bestimmte) Anteil an Kernmittel im dritten Zyklus bereits bei 20 % und machte 3,78 Mrd. SEK aus. Die 
dafür herangezogenen Input-Indikatoren bestehen aus Bibliometrie (Anzahl der Veröffentlichungen 
und Zitationen anhand von Vierjahresdurchschnitten, wobei die Zitationen feldnormiert sind), Dritt-
mittel (als laufender Dreijahresdurchschnitt gemessen und nach Disziplinen gewichtet) und Zusam-
menarbeit mit dem gesellschaftlichen Umfeld – diese werden gemeinsam in einer Leistungsformel mit 
gleicher Gewichtung berücksichtigt (Ada, 2020).  

Die Indikatoren Bibliometrie und Drittmittel stehen in direktem Zusammenhang mit drei renommier-
ten Universitätsrankingsystemen (dem Academic Ranking of World Universities (ARWU), dem Times 
Higher Education (THE), und dem Quacquarelli Symonds (QS) Ranking), die Zitationen und Drittmittel-
einnahmen zur Bewertung von Universitäten nutzen – Schweden stützt sich seit dem Jahr 2009 auf 
diese Maße (Adam, 2020; Jongbloed et al., 2023). Für Forschungs- und Promotionsprogramme wurde 
ein erheblicher Teil der Mittel (26 % im Jahr 2013) von Forschungsräten und anderen staatlichen Stel-
len bereitgestellt. Private Stiftungen und gemeinnützige Organisationen spielten ebenfalls eine Rolle 
bei der Finanzierung von Forschung und Studiengängen des dritten Zyklus (Ahola et al., 2014).  

Seit 2013 wird das quantitativ ausgerichtete Finanzierungssystem durch eine qualitativ orientierte 
Komponente ergänzt. Seither werden 10 % der Mittel für Studiengänge des ersten und zweiten Zyklus 
auf der Grundlage von nationalen Qualitätsbewertungen zugewiesen. Die Einrichtungen mit den bes-
ten Bewertungen erhalten zusätzliche Mittel (Qualitätsförderung). Diese qualitätsorientierte Mittelzu-
weisung gilt sowohl für öffentliche als auch für private Einrichtungen Schwedens (Ahola et al., 2014). 

 
20  Im Jahr 2010 führte Schweden Studiengebühren für Studierende aus Drittstaaten außerhalb der EU- und EWR-Län-

der und der Schweiz für Studiengänge des ersten und zweiten Zyklus ein. Folglich stammt die schwedischen Uni-
versitätsfinanzierung zu etwa 1 % aus Studiengebühren von Drittstaatsstudierenden (Jongbloed et al., 2023). 
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Profilbereiche vergeben werden. Der Forschungsrat schlug eine entsprechende Veränderung im Jahr 
2022 vor, welche allerdings bisher unbearbeitet blieb, da es zu Regierungsumbildungen kam. Der 
schwedische Forschungsrat hält allerdings nach wie vor an dem Vorschlag fest und setzt sich auch 
sonst dafür ein, eine höhere Qualität und mehr Exzellenz im System zu unterstützen. Bislang ist es 
jedoch weiterhin unklar, inwiefern die vorgeschlagenen Änderungen durch die neue Regierung aufge-
griffen werden. Im Besonderen sei es wichtig, Forschungsbereiche innerhalb der Universitäten zu de-
finieren, und dadurch aber auch innerhalb bzw. zwischen den einzelnen Universitäten zu priorisieren. 

Derzeit verfügt Schweden über eine große Anzahl an Universitäten. Die größeren Universitäten weisen 
einen beachtlichen Forschungsoutput auf, kleinere wiederum produzieren entsprechend weniger Er-
gebnisse, fokussieren aber stärker auf Exzellenz. Aus Sicht von Johan Lindell würde Schweden stark 
von einem System profitieren, das die Ressourcenverteilung und damit die Qualität der Forschung for-
ciert. Mit Blick auf letztere haben derzeit alle Universitäten ihre eigene Qualitätssicherung, welche 
durch eine staatliche Agentur kontrolliert wird, um sicherzustellen, dass jede Universität eine solide 
Evaluierungsgrundlage etabliert. Auch der Forschungsrat führt Evaluierungen auf nationaler Ebene 
durch. Im Besonderen beobachtet dieser die einzelnen Fachbereiche und Disziplinen, um Schwedens 
Leistung im Vergleich zu anderen Ländern abzubilden. Für die künftige Weiterentwicklung regt Lindell 
an, diese unterschiedlichen Stränge näher aneinander heranzuführen, sowie einen Finanzierungs- 
bzw. Fördermechanismus anzuwenden, der weiterhin die Qualität und Evaluierung der Forschung 
stärkt. 

Derzeit existieren parallel sechs nationale Forschungsförderungseinrichtungen; Johan Lindell hält es 
für möglich, dass diese bis zum Jahr 2028 auf drei Einrichtungen reduziert werden. Der größte Teil der 
Forschungsförderung geht derzeit an die Grundlagenforschung, gleichzeitig wird jedoch der Frage 
nachgegangen: Wie kann mehr kooperiert werden, um die Verbindung zwischen Grundlagen-, angewand-
ter Forschung und Umsetzung zu stärken? Diese Idee der Stärkung der Kooperation zwischen den ein-
zelnen Phasen der Forschung wird laut Johan Lindell auch vonseiten des Ministeriums unterstützt, 
sodass sich die derzeit sechs Fördereinrichtungen intensiv mit dieser Fragestellung auseinanderset-
zen. 

Insgesamt blieb das schwedische Finanzierungsmodell für öffentliche Universitäten – abgesehen von 
kleineren Anpassungen – in den vergangenen 20 Jahren unverändert. Im Jahr 2013 wurden die Per-
formance-Indikatoren eingeführt, wenngleich deren Verwendung bisweilen eher inkonsistent und oft-
mals in Form eines „Peer Reviews“ ausfällt. Johan Lindell sieht auch ein Problem in der Anwendung 
auf die Grundlagenforschung – oftmals dauert es mehrere Jahrzehnte, bis Ergebnisse sichtbar werden; 
selbst, wenn eine passende Indikatorik gefunden wird, so wäre es schwierig diese retrospektiv anzu-
wenden. Auch in den Geisteswissenschaften sieht Johan Lindell Schwierigkeiten in der Anwendung. 
Ein Indikator bezieht sich nach Lindell auf die Zusammenarbeit mit der Gesellschaft – diese sei beson-
ders schwierig zu messen, wodurch dieser Indikator oftmals ausgelassen wird. Oftmals werde statt-
dessen mit Fallstudien gearbeitet, um Beispiele für soziale Auswirkungen aufzuzeigen. 

4.3 Übersicht zu den analysierten Universitäten 

Tabelle 13 gibt einen Überblick über die Studierendenzahlen, Universitätsbudgets, das Finanzierungs-
modell samt Mechanismen und Platzierungen in internationalen, renommierten Universitätsrankings 
der zuvor näher betrachteten Universitäten in den Niederlanden, Dänemark und Schweden. 

Die größten der näher betrachteten Universitäten sind die schwedische Uppsala University und die 
University of Copenhagen mit jeweils deutlich über 35.000 bzw. 50.000 Studierenden. Die Universität 
mit dem mit Abstand größten Universitätsbudget ist die University of Copenhagen, welche im Jahr 2020 
über 1,2 Mrd. € Mittel verzeichnete (bei einer Studierendenanzahl von rund 36.800). Vergleichsweise 
hohe Mittel bei relativ kleinen Studierendenzahlen weisen auch die TU Delft (knapp 747 Mio. € bei 
rund 11.500 Studierenden) und die Technical University of Denmark (knapp 75 Mio, € bei rund 11.500 
Studierenden) auf, wohingegen die Uppsala University mit knapp 54.000 Studierenden ein vergleichs-
weise geringes Budget von rund 616 Mio. € aufweist (Stand 2021). 
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5. Entwicklung der Universitätsfinanzierung in Österreich mit speziellem 
Blick auf die Forschung 

Vor dem Hintergrund der europäischen Entwicklungen in der Universitätsfinanzierung und der Ent-
wicklungen in ausgewählten Innovation-Leader-Ländern steht im Fokus des letzten Kapitels der Studie 
die Entwicklung der Universitätsfinanzierung in Österreich über die letzten Jahre. Dabei ist es Ziel, 
einen möglichst umfassenden und zugleich kompakten Überblick zur Finanzierungsstruktur, den Fi-
nanzierungsquellen und auch zu den Ausgaben für den tertiären Sektor im internationalen Vergleich 
zu geben. 

5.1 Finanzierungsstruktur der österreichischen Universitäten 

Als Einrichtungen der Republik Österreich werden die Universitäten überwiegend öffentlich finan-
ziert, was im Universitätsgesetz (UG 2002) geregelt ist. Als wesentliches Governance-Instrument fun-
gieren die Leistungsvereinbarungen, bei welchen es sich um öffentlich-rechtliche Verträge zwischen 
den einzelnen Universitäten und dem Bund handelt, die jeweils für eine Dauer von drei Jahren ge-
schlossen werden. Auch ist es wichtig, festzuhalten, dass die Bundesregierungen der letzten Jahre die 
Universitätsbudgets jeweils für alle Leistungsvereinbarungsperioden merklich erhöhten.  

5.2.1 Vom formelgebundenen Budget zur Universitätsfinanzierung NEU 

Die Leistungsvereinbarungsperiode 2016-2018 war die letzte, die nach dem früheren Regelsystem, 
bestehend aus Grundbudget, Hochschulraumstrukturmittel (HRSM) und Studienbeitragsersatzzah-
lungen, finanziert wurde. Beginnend mit dem formelgebundenen Budget und den späteren HRSM ka-
men in einer beinahe zehnjährigen Entwicklungsphase für eine neue Universitätsfinanzierung ein-
zelne Elemente bereits vorweg zur Anwendung, bevor sie (in geänderter Form) in die ab 2019 geltende 
neue Systematik überführt wurden. Im Berichtszeitraum der Periode 2016-2018 stand ein Universi-
tätsbudget von insgesamt 9,7 Mrd. € (davon 750 Mio. € HRSM und 471 Mio. € Studienbeitragsersatz-
zahlungen) zur Verfügung, dies entsprach einer Steigerung von 7 % im Vergleich zur Vorperiode 
(BMBWF, 2021). 

In der Leistungsvereinbarungsperiode 2019-2021 stand ein Gesamtbetrag von 11 Mrd. € zur Verfü-
gung, das waren um 1,3 Mrd. € mehr als in der vorhergehenden Leistungsvereinbarungsperiode. Die 
Zuwächse der einzelnen Universitäten im Vergleich zur Vorperiode schwankten in Abhängigkeit der 
vereinbarten Zielwerte und Schwerpunkte zwischen 8,5 % (Universität für Musik und darstellende 
Kunst Wien) und 17 % (Universität Wien). Mit der Leistungsvereinbarungsperiode 2022-2024 erhiel-
ten die Universitäten insgesamt 12,3 Mrd. € und damit erneut um 1,3 Mrd. € mehr als in der Vorperi-
ode. Dies entspricht einer Steigerung um 12,5 %. Für die einzelnen Universitäten fallen die Steigerun-
gen erneut unterschiedlich hoch aus und bewegen sich bei 9 bis 17 %. Besonders hohe Zuwächse ein-
zelner Universitäten wurden mit einem Nachholbedarf mit Blick auf Betreuungsrelationen erklärt 
(BMBWF, 2021). 

Wie bereits oben angemerkt, kam in den Leistungsvereinbarungsperioden 2019-2021 (erstmalig) und 
2022-2024 die neue kapazitätsorientierte, studierendenbezogene Universitätsfinanzierung („Univer-
sitätsfinanzierung NEU“, siehe Neufassung des § 12 UG) zur Anwendung. Das Konzept der „Universi-
tätsfinanzierung NEU“ wird in der Universitätsfinanzierungsverordnung (UniFinV) geregelt. Die 
Hauptziele der „Universitätsfinanzierung NEU“ sind demnach: 

• eine Qualitätsverbesserung in Lehre und Forschung/EEK, insbesondere über die Ver- 
besserung der Betreuungsrelationen in stark nachgefragten Fächern, und die gezielte Förde-
rung von Forschungsschwerpunkten; 

• die konkrete Planung der Kapazitäten, vor allem durch Personalaufstockung in Kombination 
mit Zugangsregelungen, falls erforderlich; sowie 

• die Erhöhung der Transparenz durch eine gesonderte Finanzierung von Lehre und Forschung/ 
EEK, ergänzt um strategische Anreizsetzungen. 
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Vorgaben jedoch nachjustiert, um die finanziellen Konsequenzen einer Nichterfüllung abzumildern 
(BMBWF, 2021). 

Für die LV-Periode 2022-2024 gilt es allen voran, das Niveau von rund 183.000 bis 185.000 prüfungs-
aktiv betriebenen Studien zu halten. Ähnliches gilt für die Verbesserung der Betreuungsverhältnisse. 
Durch zusätzliches Personal wurden in der Periode 2019-2021 bereits 360 zusätzliche Professuren 
und Laufbahnstellen (in VZÄ) geschaffen, in der laufenden Periode sollen weitere, zusätzliche 60 Stel-
len aufgebaut werden. Die Hälfte davon wird der Stärkung von Lehre und Forschung im Rahmen der 
Medizin-Initiative „Medimpuls 2030“ gewidmet und fällt daher auf die Medizinischen Universitäten; 
die andere Hälfte dient dem Ausbau der Schwerpunkte im MINT-Bereich sowie der Verbesserung von 
Betreuungsrelationen in den Studien (BMBWF, 2023). 

Aufgrund der steigenden Teuerung drücken die Universitäten ihre Besorgnis darüber aus, die ihnen 
auferlegten Ziele in der laufenden Leistungsvereinbarungsperiode überhaupt erfüllen zu können, und 
meldeten für die verbleibende Zeit der laufenden Periode einen Mehrbedarf von insgesamt 1,2 Mrd. € 
an. Bisher wurden ihnen für die betreffenden Jahre 650 Mio. € zusätzlich zugestanden. Die stark stei-
gende Teuerung hat auch die Verhandlungen über das Gesamtbudget der Jahre 2025-2027 bestimmt. 
Eingerechnet der zu erwartenden Inflation wird von einem Bedarf von rund 16 Mrd. € für die nächste 
Leistungsvereinbarungsperiode ausgegangen – ein Budget, welches bereits mit dem Bundesministe-
rium für Finanzen ausverhandelt wurde. 

5.2.2 Ausgaben des Bundes für Forschung und Entwicklung im Hochschulsektor und die Hoch-
schulbildung 

Ein Blick auf die Entwicklung zeigt, dass die Gesamtausgaben im Hochschulbereich in Österreich über 
die vergangenen beiden Jahrzehnte deutlich angestiegen sind, wobei der mit Abstand größte Anteil 
und wie auch die größte Steigerung bei den Ausgaben für die Universitäten festzustellen ist, wie Ab-
bildung 17 zeigt.  

Abbildung 17:  Gesamtausgaben im Hochschulbereich, in Mio. € 

 
Quelle: Statistik Austria, 2023 

In weiterer Folge werden die Ausgaben getrennt nach den Bereichen Hochschulbildung sowie For-
schung und Entwicklung im Hochschulsektor dargelegt. 
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 2021 2020 2019 Veränderung 2019 auf 2021, in % 

Investitionen 600,76 421,02 458,81 30,94 

Steuern - - - - 

Transfers an priv. Haushalte 0,00 0,00 0,01 -63,71 

Transf. an priv. gemeinn. Einr. 0,03 4,01 3,20 -99,13 

Transf. an Unternehmungen 14,21 7,61 10,14 40,17 

Transfers an SV-Träger - - - - 

Zinsen u. sonstige Ausgaben - - - - 

Quelle: basierend auf Statistik Austria (2023a) 

5.2.3 Forschung und Entwicklung im Hochschulsektor 

In den Jahren 2021 bis 2023 gab der Bund insgesamt 11,3 Mrd. € für Forschung und Forschungsför-
derung aus, wobei die Gesamtausgaben im Beobachtungszeitraum um fast 28 % anstiegen. Besonders 
hoch fiel der Anstieg der forschungswirksamen Ausgaben im Bereich der Förderung des Transport-, 
Verkehrs- und Nachrichtenwesens aus (+58 %). Ebenso auffällig ist ein Anstieg im Bereich der Lan-
desverteidigung (+41 %) sowie in der Förderung des Umweltschutzes (+33 %). Tabelle 18 gibt hierzu 
einen Überblick (Statistik Austria, 2023b). 

 













Finanzierung von Universitäten - 66 

 

 

Wissenschaftszweig 

F&E 
durch- 

führende 
Erhe-

bungs- 
einheiten 

Beschäftigte 
in 

F&E insge-
samt 

Wissenschaft- 
liches Perso-

nal 

Höherqualifi-
ziertes 

nichtwissen-
schaft- 

liches Perso-
nal 

Sonstiges 
nicht- 

wissenschaft-
liches Perso-

nal 

4.0  Agrarwissenschaften,  
 Veterinärmedizin  70 652,1 417,2 124,1 110,7 

5.0 und 6.0 zusammen 572 5 087,1 4 334,2 515,0 237,9 
5.0  Sozialwissenschaften 364 3 349,8 2 872,0 332,0 145,7 
6.0  Geisteswissenschaften 208 1 737,4 1 462,1 183,1 92,2 

Quelle: Statistik Austria (2023c); Definition der Beschäftigtenkategorien nach dem Frascati-Handbuch (OECD, 2015) 

5.2.4 Hochschulforschungsausgaben im internationalen Vergleich 

Mit Blick auf die Ausgaben im Hochschulsektor ist auch ein internationaler Vergleich von Interesse: 
Österreich gab im Jahr 2020 insgesamt 21.753 US-$ pro studierende Person im Vollzeitäquivalent im 
Tertiärbereich aus, das sind um rund 400 US-$ mehr als im Jahr 2019. Damit befindet sich Österreich 
im OECD-Vergleich an zehnter Stelle. Als führend in diesem Ranking erweisen sich Luxemburg mit 
über 53.000 US-$, gefolgt von den USA mit über 36.000 US-$ und dem Vereinigten Königreich mit 
knapp 30.000 US-$. Es zeigt sich, dass Österreich deutlich über dem EU- und OECD Durchschnitt (je-
weils rund 18.000 US-$) liegt (OECD, 2023). 

Abbildung 19: Ausgaben pro studierende Person im Tertiärbereich in US-$, 2020 (öffentliche und 
private Ausgaben) 

 
Quelle: OECD, 2023 

Ebenso gingen in Österreich im Jahr 2020 insgesamt 1,8 % des Bruttoinlandsprodukts an tertiäre Bil-
dungseinrichtungen – auch damit liegt Österreich an achter Stelle und deutlich über dem OECD-Schnitt 
(1,5 %) sowie noch deutlicher über dem EU-Schnitt (1,3 %). Insgesamt gehen über 37 % aller öster-
reichischen Bildungsausgaben an den tertiären Sektor, damit liegt im OECD-Vergleich an vierter Stelle 
und erneut deutlich über dem OECD- und EU-Durchschnitt (OECD, 2023). 







Finanzierung von Universitäten - 69 

 

 

Literatur 

Aarhus Universitet. (2021). Strategic framework contract 2022-2025 -Aarhus University enters into a stra-
tegic framework contract with the Minister for Higher Education and Science. Aarhus & Copenhagen: 
Uddaneless -og Forskningsministeriet. 

Acemoglu, D. (2009). Introduction to Modern Economic Growth, Princeton University Press. 
Acemoglu, D. & Angrist, J. (2000). How Large are Human-Capital Externalities? Evidence from Compulsory 

Schooling Laws, NBER Macroeconomics Annual 15, 9-59. 
Acs, Z. J., Audretsch, D. B. & Feldman, M. P. (1994). R & D Spillovers and Recipient Firm Size, The Review of 

Economics and Statistics, 336-340. 
Adam, E. (2020). Governments base performance-based funding on global rankings indicators: A global 

trend in higher education finance or a global rankings literature fiction? A comparative analysis of four 
performance-based funding programs. International Journal of Educational Development 76. ISSN 
0738-0593, https://doi.org/10.1016/j.ijedudev.2020.102197 

Adams, J. D., und Griliches, Z. (1998). Research Productivity in a System of Universities, Annales d’Economie 
et de Statistique, 336-340. 

Agasisti, T., Bertoletti, A. (2022). Higher Education and Economic Growth: A Longitudinal Study of European 
Regions 2000–2017, Socio-Economic Planning Sciences 81. 

Aghion, P., Dewatripont, M. & Stein, J. C. (2008). Academic Freedom, Private Sector Focus and the Process of 
Innovation, RAND Journal of Economics 39, 617-635. 

Aghion, P. & Howitt, P. (2009). The Economics of Growth, MIT Press. 
Ahola, S., Hedmo, T., Thomsen, J. P., & Vabø, A. (2014). Organisational features of higher education; Denmark, 

Finland, Norway & Sweden. Oslo: NIFU. 
Allen, M. (1996). Research Productivity and Positive Teaching Evaluations: Examining the Relationship Us-

ing Meta-Analysis, Journal of the Association for Communication Administration 25(2), 477-96. 
Andersson, R., Quigley, J. R. & Wilhelmsson, M. (2009). Urbanization, Productivity, and Innovation: Evidence 

from Investment in Higher Education, Journal of Urban Economics 66(1), 2-15. 
Andrews, M. J. (2023). How Do Institutions of Higher Education Affect Local Invention? Evidence from the 

Establishment of US colleges, American Economic Journal: Economic Policy 15(2), 1-41. 
Angrist, J. D. & Chen, S. H. (2011). Schooling and the Vietnam-era GI Bill: Evidence from the Draft Lottery, 

American Economic Journal: Applied Economics 3(2), 96-118. 
Arnold, I. J. M. (2008). Course Level and the Relationship between Research Productivity and Teaching Ef-

fectiveness, The Journal of Economic Education 39(4), 307-321. 
Artés, J., Pedraja-Chaparro, F. & del Mar Salinas, J. (2017). Research Performance and Teaching Quality in 

the Spanish Higher Education System: Evidence from a Medium-sized University, Research Policy 
46(1), 19-29. 

Attanasio, O. & Kaufmann, K. (2009). Educational Choices, Subjective Expectations, and Credit Constraints, 
NBER Working Paper No. w15087. 

Avery, C. &, Turner, S. (2012). Student Loans: Do College Students Borrow too Much—or not Enough?, Jour-
nal of Economic Perspectives 26(1), 165-192. 

Babina, T., He, A. X., Howell, S. T., Perlman, E. R. & Staudt, J. (2023). Cutting the Innovation Engine: How 
Federal Funding Shocks Affect University Patenting, Entrepreneurship, and Publications, The Quar-
terly Journal of Economics 138(2), 895-954. 

Becker, W. E. & Kennedy, P. E. (2005) Does Teaching Enhance Research in Economics? American Economic 
Review 9(2), 172-176. 

Beffy, M., Fougere, D. & Maurel A. (2012) Choosing the Field of Study in Postsecondary Education: Do Ex-
pected Earnings Matter?, Review of Economics and Statistics 94(1), 334-347. 

Bennetot Pruvot, E., Estermann T., Stoyanova, H. (2021). Public Funding Observatory Report 2020/21. 
EUA, April 2021. URL: https://eua.eu/downloads/publications/eua%20pfo%20part%202%20re-
port.pdf  

Bergeaud, A., Guillouzouic, A., Henry, E. & Malgouyres C. (2022). From Public Labs to Private Firms: Magni-
tude and Channels of R&D Spillovers, CERP DP DP17489. 

https://eua.eu/downloads/publications/eua%20pfo%20part%202%20report.pdf
https://eua.eu/downloads/publications/eua%20pfo%20part%202%20report.pdf












Finanzierung von Universitäten - 75 

 

 

Verzeichnisse 

Tabellenverzeichnis 

Tabelle 1: Bildungsrenditen für Universitätsabschlüsse (relativ zur obligatorischen Schulbildung) .......... 7 

Tabelle 2: Langfristige makroökonomische Auswirkungen ......................................................................................... 24 

Tabelle 3: Langfristige Auswirkungen auf den Universitätssektor ........................................................................... 25 

Tabelle 4: Öffentliche Universitätsfinanzierungsmechanismen in Europa ........................................................... 31 

Tabelle 5: Überblick zu verwendeten Indikatoren in Finanzierungsformeln ...................................................... 32 

Tabelle 6: Öffentliche Universitätsfinanzierung und BIP-Wachstum ...................................................................... 33 

Tabelle 7: Einnahmen der TU Delft in 2021 ........................................................................................................................ 36 

Tabelle 8: Einnahmen der TU/e in 2021 ............................................................................................................................... 37 

Tabelle 9: Einnahmen der Copenhagen University, 2020 ............................................................................................. 42 

Tabelle 10: Einnahmen der Technical University of Denmark, 2020 ......................................................................... 43 

Tabelle 11: Einnahmen des KTH Royal Institutes of Technology 2021, in Mio. € ................................................ 50 

Tabelle 12: Einnahmen der Uppsala University 2021, in € ............................................................................................. 51 

Tabelle 13: Übersicht zu den untersuchten Universitäten .............................................................................................. 53 

Tabelle 14: Universitätsfinanzierung - Basisindikator 1 Prüfungsaktive Studien – Zielwerte der 
Leistungsvereinbarungsperiode 2022-2024 und Entwicklung im Studienjahr 2020/21 
(Durchschnittswerte pro Universitätstyp) ..................................................................................................... 56 

Tabelle 15: Universitätsfinanzierung - Basisindikator 2 - Forschungsbasisleistung (inkl. Professuren  
und Äquivalente) 1 – Zielwerte der Leistungsvereinbarungsperiode 2022-2024 sowie 
Entwicklung 2021 nach Durchschnittswerten und Universitätstyp ................................................... 57 

Tabelle 16: Bundesausgaben für die Hochschulbildung, nach Hochschulsektoren, 2021 ................................ 59 

Tabelle 17: Tertiäre Bildungsausgaben des Bundes im Universitätssektor, 2019 bis 2021 ............................ 59 

Tabelle 18: Ausgaben des Bundes für Forschung und Forschungsförderung 2021-2023 nach 
sozioökonomischen Zielsetzungen .................................................................................................................... 61 

Tabelle 19: Ausgaben des Bundes für Forschung und Forschungsförderung 2021 nach 
Durchführungssektoren (ohne Beitragszahlungen an internationale Organisationen),  
in Mio. € .......................................................................................................................................................................... 62 

Tabelle 20: (Forschungswirksame) Hochschulausgaben Bundes 2021-2023, in Mio. € ................................... 62 

Tabelle 21: Finanzierung der Ausgaben für Forschung und experimentelle Entwicklung (F&E) 2021  
nach Durchführungssektoren/Erhebungsbereichen und Finanzierungsbereichen .................... 63 

Tabelle 22: Hochschulsektor: Ausgaben für Forschung und experimentelle Entwicklung (F&E)  
2021 nach Wissenschaftszweigen und Ausgabenarten ............................................................................ 64 

Tabelle 23: Hochschulsektor - Ausgaben für Forschung und experimentelle Entwicklung (F&E)  
2021 nach Wissenschaftszweigen und Forschungsarten ........................................................................ 64 

Tabelle 24: Hochschulsektor: Ausgaben für Forschung und experimentelle Entwicklung (F&E)  
2021 nach Wissenschaftszweigen und Beschäftigtenkategorien......................................................... 65 

 






	Executive Summary 
	1. Motivation 
	2. Stand der akademischen Forschung zu Wirkungen von Universitäten 
	2.1 Outcome und Wirkung von Grundlagen- und angewandter Forschung 
	2.2 Die Beziehung zwischen Lehre und Forschung 
	2.3 Die Reaktion von Universitätseinschreibungen auf Veränderungen in der Einkommensungleichheit 
	2.4 Die Entwicklung der Hochschullohnprämie 
	2.5 Wissenschafts-Wirtschaftskooperationen aus ökonomischer Sicht 

	3. Welchen Einfluss haben Universitäten auf Wachstum? - Diskussion und Ergebnisse anhand eines makroökonomischen Modells 
	3.1 Empirische Kernergebnisse als Basis der Modellkonzeption 
	3.2 Das WPZ-Modell: Universitäten und Wachstum 
	3.3 Quantitative Effekte 
	3.3.1 Szenarien 
	3.3.2 Langfristige Effekte 
	3.3.3 Kurz- und mittelfristige Wirkungen 
	3.3.4 Schlussfolgerungen 


	4. Aktuelle Entwicklungen der Universitätsfinanzierung im internationalen Vergleich 
	4.1 Entwicklungen in Europa 
	4.2 Universitätsfinanzierungsmodelle in ausgewählten europäischen Ländern 
	4.2.1 Die Niederlande 
	4.2.2 Dänemark 
	4.2.3 Schweden 

	4.3 Übersicht zu den analysierten Universitäten 

	5. Entwicklung der Universitätsfinanzierung in Österreich mit speziellem Blick auf die Forschung 
	5.1 Finanzierungsstruktur der österreichischen Universitäten 
	5.2.1 Vom formelgebundenen Budget zur Universitätsfinanzierung NEU 
	5.2.2 Ausgaben des Bundes für Forschung und Entwicklung im Hochschulsektor und die Hochschulbildung 
	5.2.2.1 Hochschulbildung 

	5.2.3 Forschung und Entwicklung im Hochschulsektor 
	5.2.4 Hochschulforschungsausgaben im internationalen Vergleich 


	Literatur 
	Verzeichnisse 

